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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

Thüringen verändert sich. Menschen ziehen zu uns oder 

wandern ab, wir werden älter und bekommen weniger 

Kinder. Fast 14 Prozent seiner Bevölkerung wird der Frei-

staat bis 2035 verlieren, das sagt die erste regionalisierte 

Bevölkerungsvorausberechnung des Thüringer Landesam-

tes für Statistik voraus. Der demografische Wandel ist 

keine Phrase ª er ist eine konkrete politische und gesell-

schaftliche Herausforderung.  

Die Prognose gibt uns Orientierung. Dabei ist sie nicht 

unveränderlich. Niemand hat damit gerechnet, dass wir im Jahr 2015 so viele Menschen begrüßen werden, die bei 

uns Schutz suchen. Viele von ihnen werden bleiben und Thüringen bereichern. Das ist gut für alle, weil dadurch die 

Bevölkerungszahlen langsamer zurückgehen. Die Zuwanderung wird aber nicht dafür sorgen, dass sich der Trend 

umdreht.  

Aufgabe der Politik ist es, klug und mutig auf diese Entwicklungen zu reagieren, neue politische Impulse zu geben 

und gute Rahmenbedingungen zu schaffen. Wie das aussehen kann, stellen wir Ihnen in diesem Bericht vor. 

Der Demografiebericht der Landesregierung untersucht die Konsequenzen, die sich aus dem prognostizierten de-

mografischen Wandel ergeben. Er zeigt Wege auf, wie wir mit den aktuellen Perspektiven verantwortungsvoll umge-

hen und den Herausforderungen des demografischen Wandels entschlossen begegnen können. 

Dabei geht es um ganz praktische Fragen, die das Leben vor Ort betreffen: Um den Erhalt des Kindergartens, um 

Angebote der Bildung und der medizinischen Versorgung ª um die alltäglichen Dinge der Daseinsvorsorge. 

Als Landesregierung wollen wir diese große Aufgabe angehen und allen Thüringerinnen und Thüringern eine sozial 

gerechte Teilhabe an unserer Gesellschaft ermöglichen. Die  Regionen mit starkem Bevölkerungsrückgang werden 

wir besonders stärken, damit sie lebenswert bleiben. Unser gemeinsames Ziel ist eine wohnortnahe Daseinsvorsor-

ge in allen Regionen Thüringens. Dafür fördern wir die Entwicklung der Dörfer und Städte, einen attraktiven öffentli-

chen Nahverkehr und eine gute medizinische Versorgung. Lassen Sie uns gemeinsam den Wandel gestalten, Neues 

ausprobieren und Gewohntes hinterfragen, damit Thüringen auch in Zukunft ein Ort bleibt, an dem für alle gesorgt 

wird.  

 

 

Birgit Keller 

Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft 
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Methodische und inhaltliche Hinweise zum Demografiebericht 2016 
 

 

Der Demografiebericht hat das Ziel, ein praxisbezogenes Arbeitspapier für Verantwortungstragende auf den ver-

schiedenen gesellschaftlichen und politischen Ebenen zu sein. Neben der demografischen Entwicklung im Freistaat 

seit 1990 ª und insbesondere seit 2005 ª sowie den gemäß der 1. regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung 

(1. rBv) prognostizierten demografischen Veränderungen in den kommenden Jahrzehnten zeigt er daher auch Her-

ausforderungen und Lösungsansätze zu Themen auf, die einen engen Bezug zur aktiven Gestaltung des demografi-

schen Wandels in Thüringen haben. 

Der vorliegende Teil 2 des Demografieberichtes erörtert die zentralen gesellschaftlichen Handlungsfelder, die nach 

einem Baukastenprinzip aufgebaut sind* Ok bkhcp aejan >ao_dnae^qjc `an ]gpqahhaj Oepq]pekj $±=qoc]jcoh]ca¤% aeja 

Darstellung der sich mit den demografischen Veränderungen ergebenden Herausforderungen, der sich ein Blick auf 

bestehende und/oder mögliche Handlungsansätze sowie bereits Erreichtes anschließt. Mit der Formulierung offe-

ner Fragen will die Thüringer Landesregierung einen Diskussionsprozess anregen und befördern, um bereits ergrif-

fene Maßnahmen zu optimieren sowie neuartige Lösungsansätze und Impulse zu generieren. Inhaltlich untersetzt 

wurden die im Teil 2 des Demografieberichtes aufgezeigten Handlungsfelder von den einzelnen Ressorts entspre-

chend ihrer jeweiligen fachlichen Zuständigkeit. Alle in den nachfolgenden Kapiteln aufgeführten Instrumente und 

Maßnahmen stehen unter einem allgemeinen Haushaltsvorbehalt. Die redaktionelle Bearbeitung obliegt dem Thü-

ringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (TMIL) als Herausgeber. 

Um eine fortlaufende Aktualisierung des Demografieberichtes zu gewährleisten, erscheint Teil 2 ebenso wie bereits 

Teil 1 ausschließlich im Internet.  

Im Jahr 2013 erfolgte die erste Fortschreibung des Demografieberichtes für die Teile 1 und 2, 2016 wurde die zweite 

Aktualisierung vorgenommen. Der vorliegende Teil 2 des Demografieberichtes wurde ª wie bereits bei der Erarbei-

tung 2011 wie auch der ersten Aktualisierung 2013 ª in Zusammenarbeit aller Ressorts, der Thüringer Staatskanzlei 

und des Thüringer Landesamtes für Statistik aktualisiert. 

Eine fortlaufende Kommunikation ist ein Beitrag für eine gelungene Demografiepolitik. Daher regt das Thüringer 

Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft in Zusammenhang mit dem Zweiten Demografiebericht einen 

aktiven Dialog zur künftigen Entwicklung Thüringens vor dem Hintergrund des demografischen Wandels an. Die 

Bürgerinnen und Bürger des Freistaats Thüringen, Verantwortliche und Entscheidungstragende auf den unter-

schiedlichen Ebenen in Politik und Verwaltung, in Unternehmen, Vereinen und Verbänden sind eingeladen, ihre 

Anregungen, Hinweise und Fragen zur Gestaltung demografischer Entwicklungen im Freistaat an die Landesregie-

rung heranzutragen. Alle, die sich angesprochen fühlen, können sich mit ihren Ideen, Überlegungen, Visionen oder 

auch ihrer Kritik direkt an die Mitarbeiterinnen und Mitar̂ aepan `ao Naban]pao /- ±@aikcn]bealkhepeg qj` Ser-

viceagentur Demografischer S]j`ah¤ $info@serviceagentur-demografie.de) wenden. 

 

mailto:info@serviceagentur-demografie.de
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1 Rahmenbedingungen für die Entwicklung des Freistaats Thüringen 
 

 

Deutschland ª und in besonderer Weise die neuen Länder ª stehen vor einer großen, historischen Herausforderung. 

Die Bevölkerung nimmt ab und wird älter. Die demografische Entwicklung und die damit verbundenen Fragen be-

stimmen die politische Agenda in besonderer Weise. Alle staatlichen Ebenen sind gefordert ª die Kommunen, die 

Länder, der Bund und die Europäische Union. Der demografische Wandel wirkt sich auf die Sozialsysteme, die wirt-

schaftliche Entwicklung, die Staatsfinanzen, den Arbeitsmarkt, die Infrastruktur sowie den Wissenschafts- und Bil-

dungsbereich aus. Die Verschiebung des Altersaufbaus stellt das soziale, politische und ökonomische Fundament 

unserer Gesellschaft auf den Prüfstand. 

Thüringen ist wegen des massiven Geburtenrückgangs zu Beginn der 1990er Jahre, der anhaltend niedrigen Gebur-

tenrate und der Abwanderung von jungen Männern und Frauen, wie die anderen neuen Länder auch, besonders 

stark vom demografischen Wandel betroffen. Die Veränderung in der Altersstruktur, insbesondere im Hinblick auf 

die Personen im erwerbsfähigen Alter, vollzieht sich schneller als der allgemeine Bevölkerungsrückgang. Insgesamt 

ist die Bevölkerungszahl in Thüringen in den letzten 25 Jahren um mehr als 400.000 Menschen gesunken. Das 

entspricht in etwa zweimal der Einwohnerzahl der Landeshauptstadt Erfurt. Dieser Trend setzt sich fort. Im Jahre 

2027 wird die Marke von 2 Mio. Einwohnern unterschritten werden.  

Die demografische Entwicklung ist durch staatliches Handeln nur begrenzt zu beeinflussen ª und schon gar nicht 

kurzfristig zu stoppen. Umso wichtiger ist es, sich auf die absehbaren Auswirkungen vorzubereiten. Der Freistaat 

muss sich für die Zukunft wappnen ª es gilt, die Herausforderungen des demografischen Wandels anzunehmen 

und sich bietende Chancen zu nutzen. Anpassung an den bereits stattfindenden gesellschaftlichen Wandel heißt 

aber auch, die Staatsfinanzen zu ordnen. Die Senkung der Staatsausgaben bei einer stetig sinkenden Bevölkerung 

und die weitere Konsolidierung des Landeshaushalts sind unumgänglich. 

Die Thüringer Landesregierung entwickelt unter diesen Prämissen Anpassungsstrategien, die den Maximen 

±Chae_dsanpeca Ha^ajo^a`ejcqjcaj¤( ±Okve]ha Cana_dpecgaep¤ qj` ±J]_dd]hpecgaep¤ bkhcaj* Diese themenspezifi-

schen Strategien werden mit der Fortschreibung der Thüringer Nachhaltigkeitsstrategie gebündelt und in den durch 

die Ressorts zu erarbeitenden konkreten Aktionsplänen untersetzt. 

Iep `an Aejne_dpqjc `an ±Oanre_a]cajpqn @aikcn]bio_dan S]j`ah¤( `an anopaj ednan =np ej c]jv @aqpo_dh]j`( sqn`a 

2011 ein Beratungs-, Dienstleistungs- und Kompetenzzentrum für Landes- und Kommunalpolitiker, für Wirtschaft, 

Verwaltung, Vereinigungen und Verbände geschaffen. Die Agentur soll insbesondere den ehren- und hauptamtli-

chen kommunalen Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern im Land wichtige Unterstützung bei ihrer Arbeit vor 

Ort geben. Angesichts des tiefgreifenden Wandels sind neue Ideen und zukunftsweisende Konzepte gefragt ª in 

allen Bereichen. 

Der demografische Wandel führt zu einer massiven Verschiebung der Generationengrößen. Im Sinne einer nachhal-

tigen und generationengerechten Entwicklung des Freistaats Thüringen ist das Zusammenleben der Generationen 

zu gestalten. Daher hat die Landesregierung einen Generationenbeauftragten benannt, der Ansprechpartner für das 

Zusammenleben der Generationen ist und bei Fragen der Generationengerechtigkeit und des demografischen 

Wandels allen Akteuren beratend zur Seite steht. 
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Neben der Notwendigkeit, die vorhandenen Strukturen der Daseinsvorsorge sinnvoll anzupassen, ist es genauso 

wichtig, den Menschen in Thüringen eine Perspektive zu geben. Das heißt für den Einzelnen in erster Linie, dass ein 

Arbeitsplatz vorhanden sein muss, der ein ausreichendes Auskommen sichert. Neue Arbeitsplätze entstehen jedoch 

nur, wenn die Unternehmen in Thüringen erfolgreich im Wettbewerb bestehen können; wenn sie innovative Produk-

te entwickeln, die im Freistaat, in Deutschland und weit über die Landesgrenzen hinaus gefragt sind. Hierzu zählt 

ebenso eine gute Ausbildung der jungen Menschen, die den Fachkräftebedarf der Unternehmen decken können. Die 

Fachkräftesicherung ist und bleibt ein wichtiges Zukunftsthema: Gemeinsam mit ihren Partnerinnen und Partnern 

aus Wirtschaft und Gesellschaft setzt sich die Landesregierung dafür ein, den Fachkräftebedarf auch künftig zu 

sichern. Thüringen beispielsweise leistet mit einem Bündel von Maßnahmen einen effektiven Beitrag, um Fachkräfte 

im Land zu halten bzw. sie zu werben. Es ist ein gutes Signal, dass inzwischen weniger Menschen den Freistaat 

verlassen als noch vor einigen Jahren. Neben einer zurückgehenden Zahl von Abwanderungen ist die Zahl der Zu-

züge nach Thüringen angestiegen. Die Perspektiven für eine gute Zukunft in Thüringen haben sich also auch in der 

Wahrnehmung der Menschen verbessert. Darauf kann aufgebaut werden. Der demografische Wandel zeigt: Thürin-

gen muss bestrebt sein, inländische und ausländische Potentiale durch die Gewinnung von Fachkräften und klugen 

Köpfen zu nutzen. Die derzeitige Tendenz ist, dass die Bevölkerungszahl sinkt, jedoch die Zahl von Migrantinnen 

und Migranten stets steigt. In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass durch die Entwicklungen der letzten 

Monate zukünftig Migranten und Flüchtlinge eine bedeutende Rolle für die Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt 

besitzen werden. Diesen Menschen Chancen und Perspektiven in Thüringen zu geben, ist einer der wichtigen Auf-

gaben und Herausforderungen der Gesellschaft für die nächsten Jahre. 

Es reicht jedoch nicht aus, sich allein auf Thüringen zu konzentrieren. Der demografische Wandel ist kein Thema, 

das allein Thüringen betrifft. In Deutschland sind insbesondere die neuen Länder von dieser Entwicklung betroffen, 

aber auch die alten Länder müssen sich zunehmend dieser Herausforderung stellen. Richtet man den Blick auf 

Europa, dann wird erkennbar, dass in vielen entwickelten Industrienationen das Durchschnittsalter steigt, die Bevöl-

kerungszahl zugleich sinkt ª bei gleichzeitig dynamisch wachsender Weltbevölkerung. 

 

 

1.1 Internationale Rahmenbedingungen 
 

Als symbolischen Stichtag hat am 31. Oktober 2011 die Weltbevölkerung die Sieben-Milliarden-Grenze überschritten. 

Jedes Jahr leben etwa 80 Mio. Menschen mehr auf der Erde. Das Bevölkerungswachstum wird sich vermutlich bis 

2050 fortsetzen.  

Seit Mitte des 20. Jahrhunderts findet das Bevölkerungswachstum fast ausschließlich in den Entwicklungs- und 

Schwellenländern statt. Ausschlaggebend dafür sind die hohen Geburtenraten in Asien und Afrika, so dass sich die 

Gewichtung der Kontinente weiter verschieben wird. Bald wird Indien (1,2 Mrd.) China (1,3 Mrd.) als bevölkerungs-

reichstes Land der Welt ablösen. In Nigeria, dem heute bevölkerungsreichsten Land Afrikas, soll sich die Einwoh-

nerzahl von 162 Mio. bis 2050 fast verdreifachen. Inwieweit sich der aktuell in Afrika zu beobachtende Trend eines 

Rückgangs der Fertilität fortsetzen wird, hängt sehr stark davon ab, wie schnell und umfassend sich der Übergang 

zu modernen Gesellschaften dort vollzieht. In Europa und anderen Industrienationen wie Japan oder Australien 

werden längerfristig die Bevölkerungen schrumpfen. Einziges Industrieland mit einem nennenswerten natürlichen 

Bevölkerungswachstum sind die USA.1 

In den Regionen mit wachsender Bevölkerung steigt der Bedarf an Wasser, Lebensmitteln und Energie. Fehlender 

Zugang zu Nahrungsmitteln und Verteilungskonflikte um Ressourcen können zudem demokratische Gesellschaften 

bzw. Demokratisierungsprozesse gefährden, Staaten und Regionen destabilisieren und zu einem Problem der inter-

nationalen Sicherheit werden. Jahrzehnte Instabilität, Konflikte, Verfolgung und ein fortschreitender Klimawandel 

zwingen die Menschen, ihre Heimat zu verlassen. Derzeit befinden sich nach Angaben des UNHCR 60 Mio. Men-

schen auf der Flucht. Ein zeitnaher Rückgang des aktuellen Zuzugs von Flüchtlingen ist nicht abzusehen.  

                                                 
1  Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung. 
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Nach Einschätzungen des IWF befinden sich 8 Mio. vertriebene Menschen in Syrien und 4 Mio. in den angrenzen-

den Staaten. Zusätzlich bleiben internationale Konfliktherde in Irak, Afghanistan und Eritrea bestehen und die Insta-

bilität in weiteren afrikanischen Staaten nimmt zu. Hingegen sehen sich immer mehr Industrienationen, aber zu-

nehmend auch Schwellenländer, einer dramatischen Bevölkerungsschrumpfung bei gleichzeitiger drastischer Ver-

änderung der Altersstruktur und den daraus resultierenden Herausforderungen konfrontiert. 

 

 

1.2 Europäische Entwicklungen 
 

In vielen Teilen Europas geht die Bevölkerung im Erwerbsalter zurück und nimmt die Zahl der Menschen im Ren-

tenalter zu. Zudem führen Migrationsströme, sowohl von außerhalb der Europäischen Union (EU) als auch inner-

halb der EU dazu, dass der Aspekt der Integration zu berücksichtigen ist. Auch wenn einzelne Mitgliedstaaten und 

Regionen unterschiedlich betroffen sind, werden diese Entwicklungen beträchtliche Auswirkungen auf die Gesell-

schaft und Wirtschaft in Europa insgesamt haben. Der demografische Wandel ist eine gesamteuropäische Heraus-

forderung. Um dies darzustellen und bewusst zu machen, hat die Europäische Kommission seit 2006 im 2-Jahres-

Rhythmus mittlerweile drei Berichte zur demografischen Entwicklung in der EU vorgelegt. Bereits im ersten Bericht 

vom 12. Oktober 2006, ̂ Bgc bckmep_dgqafc Xsisldr Cspmn_q « Tml bcp Fcp_sqdmpbcpsle xsp Af_lac%* IMK (2006) 571, 

wurde Handlungsbedarf in fünf politischen Schlüsselbereichen gesehen, um der demografischen Entwicklung ent-

gegen zu wirken: 

 

ǒ demografische Erneuerung, 

ǒ Beschäftigung, 

ǒ Produktivität, 

ǒ Integration von Migrantinnen und Migranten sowie 

ǒ zukunftsfähige öffentliche Finanzen. 

 

Mit dem dritten, im April 2011 vorgelegten Demografiebericht hat die Kommission zudem zahlreiche länderspezifi-

sche Daten und Fakten aufgelistet und den Mitgliedstaaten empfohlen, ihre Situation mit der anderer Staaten zu 

vergleichen, sich über beispielhafte Lösungen auszutauschen und voneinander zu lernen. Eine umfassende Aktuali-

sierung dieser Daten enthält ein im Juni 2015 von der Europäischen Kommission veröffentlichte Internet-

Demografie-Bericht, der auf der Grundlage der EUROSTAT-Statistiken vom Mai 2015 erarbeitet wurde.2 Er bestätigt 

die differenzierte Bevölkerungsentwicklung in Europa. So konnte die Europäische Union als Ganzes mit insgesamt 

506,8 Mio. Einwohnern einen deutlichen Zuwachs um 1,7 Mio. Einwohner im Jahr 2013 verzeichnen, der vor allem 

auf Zuwanderung zurückzuführen ist. In 13 der 28 Mitgliedstaaten sanken hingegen die Bevölkerungszahlen. Von 

der Alterung der Gesellschaft und damit von einer Absenkung der erwerbsfähigen Bevölkerung sind alle Mitglied-

staaten betroffen. 

Die wachsende Sorge um die demografische Entwicklung mündete nicht zuletzt in der im Juni 2010 vom Europäi-

schen Rat verabschiedeten Wachstums- und Beschäftigungsstrategie Europa 2020. Sie hat den demografischen 

Wandel ª neben der Globalisierung, der Ressourcenknappheit und dem Klimawandel ª als zentrale Herausforde-

rung identifiziert, auf die bei der Gestaltung eines intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstums Antwor-

ten gefunden werden müssen.  

Im Jahr 2016 hat die Kommission einen Diskussionsprozess über die Stärkung der sozialen Dimension der Europäi-

o_daj Qjekj ]jcaopkÎaj( q*]* `qn_d aeja Gkjoqhp]pekj Ò^an aeja ±aqnklçeo_da Oçqha okve]han Na_dpa¤* Ej `an vu-

grundeliegenden Konsultationsmitteilung und verschiedenen Antworten, wie in der gemeinsamen Stellungnahme 

der Berliner, Brandenburger und Thüringer Sozial- und EuropaministerInnen vom 23. Dezember 2016, wird deutlich, 

                                                 
2  http://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/-/demography-report-2015-edition 
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dass der demografische Entwicklung ein wesentlicher Einfluss auf die Beschäftigungs- und Sozialstrukturpolitik in 

den Mitgliedstaaten beigemessen wird und bei einer stärkeren Koordinierung als entscheidender Faktor mitbedacht 

werden muss. 

In ihrem Positiojol]lean ±@ea Vqgqjbp `ao Iadnfçdnecaj Bej]jvn]diajo qj` `an AQ-Gkdçoekjolkhepeg¤ rki ..* 

November 2016 zeigt die Thüringer Landesregierung Optionen auf, wie bei der Neuausrichtung der EU-

Kohäsionspolitik nach 2020 konkret der demografischen Entwicklung Rechnung getragen werden kann. So fordert 

die Landesregierung die Einräumung eines höheren Kofinanzierungssatzes bei der Bewältigung besonderer Heraus-

forderungen, wie dem demografischen Wandel, auch für stärker entwickelte Regionen, die Einrichtung spezieller 

Haushaltslinien für Maßnahmen zur Bewältigung des demografischen Wandels im EU-Haushalt sowie die Berück-

sichtigung demografischer Nachteile als weiteres Kriterium bei der Verteilung von Strukturfondsmittel neben dem 

BIP-Indikator. Dieser besonderen Thematik widmete das Europäische Parlament zusammen mit dem Ausschuss 

der Regionen am 6. September 2016 eine eigene Veranstaltung. Die Thüringer Staatssekretärin für Kultur und Euro-

pa und Ausschuss der Regionen-Mitglied, Dr. Babette Winter, forderte als Podiumsgast die Europäische Kommissi-

on auf, den demografischen Wandel als Querschnittsthema zu begreifen und eine EU Strategie für den demografi-

schen Wandel vorzulegen, auf deren Grundlage relevante Politikfelder abgestimmt werden sollten. 

Bei der regionalen und hkg]haj Ejpanaooajranpnapqjc vqi Pdai] ±`aikcn]beo_dan S]j`ah¤ gkiip aqnklçeo_daj 

Netzwerken eine immer stärkere Bedeutung zu. Sie dienen nicht nur dem Informationsaustausch, sondern auch 

`ai Hanjaj rkj `an ±^aopaj Ln]teo¤ oksea `an Ranpnapqjc caiaejo]ian Interessen. So wurde am 7. Dezember 2015 

der Pakt über demografischen Wandel (sog. Covenant on Demographic Change) im Ausschuss der Regionen (Brüs-

sel), mit der Unterstützung der EU-Kommission und dem AFE-INNOVNET Thematic Network ins Leben gerufen. 

Regionale und lokale Behörden sowie interessierte Institutionen verfolgen mit diesem Pakt das Ziel, Lebensumge-

bungen zu gestalten, die aktives und gesundes Altern unterstützen. Thüringen ist Mitglied im Netzwerk europäi-

scher Regionen zur Demografie, um sich gemeinsam mit einer Vielzahl europäischer Regionen den Herausforde-

rungen des demografischen Wandels zu stellen. Als Mitglied profitiert Thüringen insbesondere von einem gemein-

samen Erfahrungsaustausch über Projekte und Veranstaltungen. Darüber hinaus eröffnen die Programme der Euro-

päischen Territorialen Zusammenarbeit (INTERREG V B sowie INTERREG Europe) über ihre Lernplattformen die 

Möglichkeit, von den Ergebnissen aus Kooperationsprojekten zum demografischen Wandel für die eigene Prob-

lemlösung Nutzen zu ziehen. 

 

 

 

1.3 Entwicklungen auf Bundesebene 
 

@an >qj` d]p oe_d oaep .,,1 `ai Pdai] ±@aikcn]bea¤ verstärkt zugewandt und von 2007 bis 2009 Modellregionen 

unter der Überschrift "Demografischer Wandel ª Zukunftsgestaltung der Daseinsvorsorge in ländlichen Regionen" 

gefördert. In Thüringen und Sachsen-Anhalt wurde die länderübergreifende Modellregion Kyffhäuser/Südharz un-

terstützt. 

Seit 2010 nimmt sich der Bund den Herausforderungen des demografischen Wandels intensiver an. 

Im Oktober 2011 wurde ein gemeinsam vom Beauftragten der Bundesregierung für die Neuen Länder mit den Neu-

en Ländern erarbeitetes Handlungskonzept zum demografischen Wandel veröffentlicht, das auf den Erfahrungen 

der Neuen Länder im Umgang mit der Bevölkerungsentwicklung aufsetzt. Das Handlungskonzept zeigt Möglichkei-

ten auf und eröffnet Optionen, die unter Verweis auf die unterschiedliche Betroffenheit der Regionen von den Aus-

wirkungen des demografischen Wandels sowie der regionalen Vielfalt einerseits und der Prioritätensetzung und 

Herangehensweise in den Ländern andererseits, genutzt werden können. Die Aussagen des Handlungskonzepts 

stellen jedoch keine direkte Verpflichtung der Länder zur Umsetzung dar. 

Im Herbst 2011 hat die Bundesregierung einen Bericht zur demografischen Lage und künftigen Entwicklung des 

Landes vorgelegt. Die auf diesem Bericht und dem Handlungskonzept aufbauende Demografiestrategie des Bundes 

qjpan `ai Pepah ±Fa`ao =hpan vçdhp¤ sqn`a ei =lneh .,-. ran]^o_dea`ap* Iep `an Opn]pacea sqrde ein breit angelegter 

Diskussionsprozess mit Ländern, Kommunen und weiteren gesellschaftlichen Akteuren eingeleitet. Zielsetzung ist 

es, Leitlinien für eine koordinierte Demografiepolitik für Deutschland zu entwickeln. Thüringen wirkt in der Arbeits-

http://www.beauftragte-neue-laender.de/BNL/Navigation/DE/Themen/Gleichwertige_Lebensverhaeltnisse_schaffen/Demografie/Handlungskonzept_zur_Daseinsvorsorge/handlungskonzept_zur_daseinsvorsorge.html;jsessionid=42E742E6B3589A320C8C4FF4B75405E2
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/2012/demografiebericht.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Demografiestrategie/_node.html
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cnqlla ±Nacekjaj ei `aikcn]beo_daj S]j`ah opçngaj¤ $qnolnÒjche_dan J]ia ±Ajpse_ghung eines Nationalen Koor-

dinierungsrahmen zur Sicherung der Daseinsvorsorge und Stärgqjc `an nacekj]haj Senpo_d]bpogn]bp¤% ]gper iep* Der 

Freistaat kann dort eigene Erfahrungen im Umgang mit der demografischen Herausforderung einbringen und for-

muliert daraus entsprechende Forderungen an eine demografiesensible Politik. So werden durch Thüringen die für 

die Länder und Kommunen besonders wichtigen Interessen im Bereich der Daseinsvorsorge gegenüber dem Bund 

aktiv vertreten. 

Anlässlich des 2. Demografiegipfels im Mai 2013 wurden erste Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen vorgestellt 

(Ergebnisbericht online). Insbesondere in den Bereichen Bildung, Arbeitsmarkt und Fachkräfte sowie in der Ge-

sundheits- und Pflegeversorgung bedarf es eines über alle Politik- und Gesellschaftsbereiche abgestimmten Vorge-

hens zur Entwicklung notwendiger Handlungsstrategien. Die Bundesregierung betonte, dass dies eine Aufgabe sei, 

die weit über die laufende Legislaturperiode hinausgehe.  

In der Besprechung des Chefs des Bundeskanzleramtes mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanz-

leien der Länder findet ein regelmäßiger Informationsaustausch zum Fortgang der Arbeiten statt. 

Über den 2. Demografiegipfel hinaus wurden der Dialogprozess und damit die Arbeit der Arbeitsgruppen fortge-

setzt. Es wurden Schwerpunkte und Ziele vereinbart und die Arbeitsprogramme weiterentwickelt. Am 4. April 2014 

hat der Staatsseknapçno]qoo_dqoo ±@aikcn]bea¤ `ea Bknpoapvqjc `ieses Prozesses für die aktuelle Legislaturperiode 

bestätigt. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen definiert der Bund ]ho ±Caop]hpqjcol]npjan¤( s]o `aqphe_d i]_dp( sal-

cher Stellenwert der Strategie und dem dazugehörigen Arbeitsgruppenprozess beigemessen wird. Zugleich wird mit 

der ebenenübergreifenden Zusammensetzung das Verständnis der Gestaltung des demografischen Wandels als 

eine nationale Aufgabe untermauert. 

=jhçoohe_d `ao ±Opn]paceagkjcnaooao @aikcn]bea¤ ]i .2. September 2015 hat der Bundesminister des Innern, Dr. 

Thomas de Maizière, die Grundzüge der Weiterentwicklung der Demografiestrategie präsentiert, die am 2. Septem-

^an .,-1 qjpan `ai Pepah ±BÒn iadn Skdhop]j` qj` Ha^ajomq]hepçp ]hhan Cajan]pekjaj¤ rki >qndeskabinett verab-

schiedet wurden. Darüber hinaus wurden im Rahmen des Kongresses die Ergebnisse des bisherigen Arbeitsgrup-

penprozesses vorgelegt. Die im Rahmen des Dialogprozesses zur Demografiestrategie des Bundes gewonnenen 

Erkenntnisse und Erfahrungen sind für die Thüringer Demografiepolitik wichtige Anknüpfungspunkte. 

 

 

1.4 Entwicklung der öffentlichen Haushalte 
 
1.4.1 Entwicklung des Landeshaushalts 
 

Mit dem prognostizierten Bevölkerungsrückgang geht tendenziell ein Rückgang der Zahl erwerbsfähiger Personen 

mit steuerpflichtigen Einkünften einher. Gleichzeitig ist die Bevölkerungszahl eine wesentliche Bemessungsgrundla-

ge für die Zuweisungen im bundesstaatlichen Finanzausgleich. Eine rückläufige Einwohnerzahl führt in Abhängig-

keit von der Einwohnerentwicklung der anderen Länder sowie der bundesweiten Steuereinnahmen unmittelbar zu 

Mindereinnahmen im bundesstaatlichen Finanzausgleich. 

Insbesondere zwei finanzpolitische Rahmenbedingungen haben darüber hinaus in den nächsten Jahren einen erheb-

lichen Einfluss auf die Thüringer Haushaltswirtschaft. Zum einen ist dies die Einführung der grundgesetzlichen 

Schuldenbremse. Obwohl diese für die Länder erst ab dem Jahr 2020 gilt, ist in Thüringen schon jetzt ein grund-

sätzliches Neuverschuldungsverbot in der Landeshaushaltsordnung normiert.  

Zum anderen laufen im Jahr 2019 zahlreiche Regelungen aus, die einen erheblichen Einfluss auf die Finanzmittel-

ausstattung des Freistaats Thüringen haben: das Maßstäbegesetz, das Finanzausgleichsgesetz, die Regelungen 

zum Solidarpakt II sowie das Gesetz zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen (Entflech-

tungsgesetz). Bund und Länder haben sich am 14. Oktober 2016 auf Eckwerte zur Neuordnung des bundesstaatli-

chen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 verständigt. Am 14. Dezember 2016 hat das Bundeskabinett die 

Regierungsentwürfe für die erforderlichen Grundgesetzänderungen sowie die damit einhergehenden Änderungen 

der einfachgesetzlichen Regelungen beschlossen. Für Thüringen bedeutet der Kompromiss Planungssicherheit über 

http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/Gesellschaft-Verfassung/Demografie/Demografiegipfel/demografiegipfel_node.html


 

 12  

das Jahr 2019 hinaus. Mit der Einigung von Bund und Ländern wird zumindest ein Einnahmeeinbruch vom Jahr 

2019 auf das Jahr 2020 ª wie er lange Zeit vermutet werden musste ª vermieden.  

Ebenfalls hat der Freistaat sinkende Einnahmen aus EU-Strukturfondsmitteln und ELER-Mitteln zu schultern. Mit 

dem Beginn der neuen Förderperiode 2014 bis 2020 steht dem Freistaat im Bereich der EU-Strukturfonds nur noch 

ein Mittelvolumen i. H. v. ca. 1.664 Mio. ĥ zur Verfügung. Dies bedeutet gegenüber der vergangenen Förderperiode 

2007 bis 2013 mit einem Volumen von 2.107 Mio. ĥ eine deutliche Reduzierung der EU-Strukturfondsmittel um 

443 Mio. ĥ. Im Bereich der ELER-Mittel steht dem Freistaat in der Förderperiode 2014 bis 2020 nur noch ein Mittel-

volumen von 679,7 Mio. ĥ vq RanbÒcqjc( s]o aejan Na`qveanqjc rkj 23(5 Iek* ĥ gegenüber der vergangenen För-

derperiode entspricht.  

Insgesamt werden die für die kommenden Jahre prognostizierten steigenden Steuereinnahmen nur einen Teil der 

Einnahmereduzierungen kompensieren können und sich die Einnahmebasis des Freistaats deutlich verringern. 

Umso wichtiger ist es, die bereits begonnene Konsolidierung des Landeshaushalts auch in den kommenden Jahren 

konsequent fortzusetzen.  

Einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung im Sinne der Generationengerechtigkeit bildet die erstmals im Haus-

haltsjahr 2012 begonnene Schuldentilgung. In den Jahren 2012 bis 2015 konnten insgesamt 581,2 Mio. ĥ getilgt wer-

den. Für den Doppelhaushalt 2016/2017 ist die Schuldentilgung ausgesetzt und soll ab 2018 wieder eingeplant wer-

den. Die durch die Tilgung eingesparten Zinsausgaben können den erwarteten Einnahmerückgang jedoch allenfalls 

abmildern.  

Bereits im Vollzug des Haushalts 2015 machte sich die aktuelle Entwicklung im Bereich der Flüchtlinge finanziell 

bemerkbar. Trotz erheblicher zusätzlicher Ausgaben in diesem Bereich, hält die Landesregierung daran fest, auch in 

den kommenden Jahren ohne neue Schulden auszukommen. Um dieses Ziel zu erreichen, wird es erheblicher An-

strengungen bedürfen. 
 

Die Entscheidungen über künftige Schwerpunktsetzungen müssen deshalb vor dem Hintergrund steigender Ausga-

ben (u.a. auch Personal) und zugleich rückläufiger Einnahmen getroffen werden. Dies macht eine ausgabeseitige 

Anpassung von Standards und Strukturen an den tatsächlichen Bedarf unverzichtbar. Nur so ist es möglich, den 

nachfolgenden Generationen wertvolle und notwendige Gestaltungsspielräume zu erhalten.  

 

1.4.2 Entwicklung der Kommunalhaushalte 
 

Einnahmen der Kommunen 

Die Thüringer Kommunen weisen im Bundesvergleich eine geringe Steuerkraft auf. Nach der Kassenstatistik für das 

Jahr 2015 konnten die Thüringer Kommunen lediglich ca. 29,3 % ihrer Ausgaben durch Steuern oder steuerähnliche 

Einnahmen decken. 

Neben den eigenen Steuereinnahmen erhalten die Thüringer Kommunen Zuweisungen vom Land. Sie sind die 

wichtigste Einnahmequelle der Kommunen. Die laufenden und investiven Finanzzuweisungen vom Land bilden den 

größten Anteil an den Gesamteinnahmen der Kommunen. Laut Kassenstatistik für das Jahr 2015 konnten die Ge-

meinden damit 54,1 % ihrer Ausgaben finanzieren. 

 

Steuereinnahmen der Kommunen 

Die Steuereinnahmen der Gemeinden setzen sich aus den kommunalen Anteilen an den Gemeinschaftssteuern 

(Einkommensteuer, Umsatzsteuer) sowie aus den Realsteuern (Grund- und Gewerbesteuern) zusammen. Die ver-

bleibenden Steuern und steuerähnlichen Einnahmen sind vergleichsweise gering und werden im Folgenden nicht 

näher betrachtet. 

An Einnahmen flossen im Jahr 2015 rund 5,258 Mrd. ĥ in die kommunalen Kassen. Das waren 159,7 Mio. ĥ bzw. 

3,1 % mehr als im Jahr 2014. 
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Die Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Einnahmen beliefen sich auf 1,478 Mrd. ĥ und waren damit um 

119,4 Mio. ĥ höher (+ 8,8 %) als im Jahr 2014. Hauptgründe waren Mehreinnahmen aus der Gewerbesteuer (netto) 

in Höhe von 40,5 Mio. ĥ und aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer in Höhe von 58,5 Mio. ĥ. 

 

 

 

 

 

Auch für die Steuereinnahmen der Kommunen werden im Rahmen des Bund-Länder-=n^aepognaeoao ±Opaqano_dçt-

vqjc¤ für den Mittelfristzeitraum Prognosen erstellt. Nach den Berechnungen von November 2016 werden sich die 

Steuereinnahmen der Thüringer Kommunen wie folgt entwickeln: 

Tab. 1: Steuereinnahmen der Thüringer Kommunen in den Haushaltsjahren 2016 bis 2021 

 2016 2017 2018 2019 2020 2021 

Steuereinnahmen der Gemeinden 

in Mio. ĥ 
1.529 1.618 1.690 1.724 1.774 1.846 

*  nach den Ergebnissen der Steuerschätzung vom 2. bis 4. November 2016 

Das Gewerbesteuer- wie auch das Grundsteueraufkommen sind abhängig von der Höhe der Hebesätze und den 

Besteuerungsgrundlagen. Bei diesen ist ein unmittelbarer Einwohnerbezug nicht gegeben. Bei den Realsteuern führt 

ein Bevölkerungsrückgang nicht zwangsläufig zu geringeren Einnahmen. 

 

Einnahmen der Kommunen vom Land 

Der kommunale Finanzausgleich sichert den Gemeinden und Gemeindeverbänden die finanziellen Grundlagen 

ihrer verfassungsrechtlich garantierten kommunalen Selbstverwaltung. Damit verfolgt dieser Ausgleich das Ziel, die 

finanzielle Basis der Gemeinden durch das Land zu sichern. Dabei wird die unterschiedliche Finanzkraft der Kom-

munen berücksichtigt. 

Die Finanzausgleichsmasse wird ab dem Jahr 2013 nach dem Thüringer Partnerschaftsgrundsatz ermittelt. Dabei 

werden die Steuereinnahmen der Kommunen und die maßgeblichen Einnahmen des Landes betrachtet. Hinsicht-

lich der Höhe der Finanzausgleichsmasse 2016 fand im Jahr 2015 eine gesetzlich vorgeschriebene Übergangsevalua-

tion statt. Im Ergebnis dieser Übergangsevaluation sowie unter Berücksichtigung weiterer kommunaler Bedarfe und 

der Leistungsfähigkeit des Landes wurde das Verhältnis des Partnerschaftsgrundsatzes zu Gunsten der Kommunen 

neu justiert und damit für das Jahr 2016 eine Finanzausgleichsmasse in Höhe von 1.901 Mio. ĥ ermittelt.  

In der Finanzausgleichsmasse 2016 enthalten sind rund 273 Mio. ĥ für die Erstattung der angemessenen Kosten für 

übertragene staatliche Aufgaben (Mehrbelastungsausgleich). Die in der Finanzausgleichsmasse enthaltenen allge-

meinen Schlüsselzuweisungen belaufen sich im Jahr 2016 auf rund 1.232 Mio. ĥ. Neben den Leistungen nach dem 

Thüringer Finanzausgleichsgesetz (ThürFAG, Kapitel 1720 des Thüringer Haushaltsplanes - Finanzausgleichsmas-

se) im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs (KFA) erhalten die Kommunen auch weiterhin Mittel aus den 

Ressorteinzelplänen und damit außerhalb des KFA. Die Leistungen des Landes außerhalb des ThürFAG betragen im 

Jahr 2016 ca. 1.108 Mio. ĥ (gemäß Anlage 3 der Begründung zum Thüringer Gesetz zur Novellierung des Kommuna-

len Finanzausgleichs). Die Finanzausstattung, die das Land den Kommunen i. S. d. Art. 93 Abs. 1 Thüringer Verfas-

sung zur Verfügung stellt, beläuft sich im Jahr 2016 auf insgesamt 3,01 Mrd. ĥ. 
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Ausgaben der Kommunen 

Im Jahr 2015 lagen die Ausgaben der Thüringer Kommunen mit 5,051 Mrd. ĥ um 84,0 Mio. ĥ (+1,7 %) über denen 

des Jahres 2014. Dabei stiegen die Personalausgaben gegenüber dem Jahr 2014 um 27,4 Mio. ĥ (+1,9 %) auf insge-

samt 1,457 Mrd. ĥ. Ebenfalls gestiegen sind die Ausgaben für soziale Leistungen. Hierfür wurden insgesamt 

1,328 Mrd. ĥ ausgegeben, 82,6 Mio. ĥ (+ 6,6 %) mehr als im Jahr davor. Bei den Sachinvestitionen war gegenüber 

dem Jahr 2014 ein Rückgang von 27,1 Mio. ĥ (- 4,8) auf insgesamt 532,3 Mio. ĥ festzustellen.  

Im Hinblick auf den künftigen Finanzbedarf der Kommunen muss zwischen dem Rückgang der Einwohnerzahl und 

der Veränderung in der Altersstruktur unterschieden werden. 

Soweit der Rückgang von Einwohnern zu einer Reduzierung der Nachfrage nach öffentlichen Leistun-

gen/Einrichtungen führt, liegt die Annahme nahe, dass dies mit einem Absinken des Finanzbedarfs einhergeht. Dies 

betrifft vor allem die Bereiche, in denen sich die Höhe der Kosten nach der Anzahl der Leistungsempfänger richtet, 

ohne dass hierfür gleichzeitig eine besondere Infrastruktur vorzuhalten ist (z. B. Sozialhilfe). 

In den Fällen, in denen besondere Infrastruktureinrichtungen Voraussetzung für die Leistungserbringung bzw. Auf-

gabenerfüllung sind (z. B. Schulgebäude, Straßen, Kindertageseinrichtungen), wird sich ein Rückgang der Einwoh-

ner jedoch nicht unmittelbar auf der Ausgabenseite der Kommunen widerspiegeln, aber kontinuierlich unter Be-

rücksichtigung der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung von Haushaltsmitteln umzusetzen sein. 

Voraussetzung hierfür wird insbesondere sein, dass die entsprechenden Anpassungen an den Bedarf (z. B. durch 

Schließung von Schulen, Kindertagesstätten bzw. Personalabbau usw.) vorgenommen werden. Dies gilt auch für die 

Planungen von Infrastrukturinvestitionen. 

Bezüglich der Veränderungen in der Altersstruktur sind Änderungen im Ausgabeverhalten der Kommunen zu erwar-

ten. Hier wird es zu einer Umverteilung der Mittel kommen, indem bisherige Infrastrukturen umgestaltet und an die 

veränderten Altersstrukturen und ihre Bedürfnisse angepasst werden. 
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1.5 Wirtschaftsentwicklung in Thüringen 
 

Thüringen hat in den gut 25 Jahren seit der politischen Wende beachtliche Fortschritte auf dem Weg zu einem mo-

dernen, leistungsfähigen Wirtschaftsstandort gemacht und knüpft erfolgreich an seine Tradition als industrielles 

Zentrum in der Mitte Deutschlands und Europas an. 

Das zeigt sich in wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstrukturen, modernen Produktionsanlagen, attraktiven Industrie- 

und Gewerbeflächen, gut ausgebauten Verkehrsverbindungen, leistungsfähigen Hochschulen und Forschungsein-

richtungen sowie lebenswerten Städten und Gemeinden mit hoher Wohnqualität. Für den wirtschaftlichen Wieder-

aufbau steht eine Vielzahl zumeist kleiner und mittlerer Unternehmen. Über 87 % der gut 60.000 Thüringer Betrie-

be mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind nach 1990 entstanden.  

Kennzeichnend für den wirtschaftlichen Neuaufbau in Thüringen ist der erfolgreiche Reindustrialisierungsprozess. 

Auf den drastischen Produktionsrückgang in den Jahren 1990/91, in dessen Folge bis zum Jahr 1992 etwa jeder 

zweite Industriebeschäftigte seinen Arbeitsplatz verlor, folgte ab Mitte der 1990er Jahre eine bis heute anhaltende 

Aufwärtsentwicklung. Thüringen verfügt heute über eine breit diversifizierte, mittelständisch geprägte Industrie. 

Branchen wie die Optik, Medizintechnik, Solarwirtschaft, Automobil-/Automobilzulieferindustrie, Maschinenbau, 

Logistik, Metallverarbeitung, das Ernährungsgewerbe sowie die Gummi- und Kunststoffindustrie haben sich in den 

letzten Jahren hervorragend entwickelt. Thüringer Produkte sind heute wieder weltweit gefragt. Etwa ein Drittel der 

Industrieumsätze wird inzwischen im Ausland erwirtschaftet.  

Bund, Land und Europäische Union haben die Reindustrialisierung vor allem durch die Förderung des Aufbaus 

aejao ik`anjaj G]lep]hopk_go ej anda^he_dai Qib]jc qjpanopÒpvp* =hhaej Ò^an `ea Caiaejo_d]bpo]qbc]^a ±Ran^as-

oanqjc `an nacekj]haj Senpo_d]bpoopnqgpqn¤ $CNS%( `]o se_dpecopa Ejraopetionsförderprogramm, wurden im Zeit-

raum von 1990 bis Ende des Jahres 2015, verstärkt durch europäische Strukturfondsmittel, 8,1 Mrd. ĥ für die Unter-

stützung gewerblicher Investitionsvorhaben mit einem Gesamtvolumen von 39,2 Mrd. ĥ bereitgestellt. Hinzu kamen 

2,7 Mrd. ĥo für die Förderung von Vorhaben der wirtschaftsnahen Infrastruktur. 

Die positive Wirtschaftsentwicklung in Thüringen stützt sich nicht nur auf die Industrie. Starke Wachstumsimpulse 

gingen beispielsweise auch vom Sektor der unternehmensnahen Dienstleistungen aus, dessen Bruttowertschöpfung 

in den letzten zehn Jahren nominal um knapp 28% gestiegen ist. Die Zahl der Erwerbstätigen nahm im gleichen 

Zeitraum um gut 27.000 auf rd. 152.000 zu. Ähnlich hoch ist nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft der Thüringer 

Handwerkskammern mit rd. 148.000 die Beschäftigtenzahl im Handwerk, das traditionell eine tragende Säule der 

Thüringer Wirtschaft mit hoher beschäftigungspolitischer Bedeutung ist. Ein weiterer wichtiger Wirtschaftszweig ist 

der Tourismus. Über den Tourismus werden in Thüringen einschließlich mittelbarer Effekte ª z. B. auf den Einzel-

handel ª jährlich Umsätze von über 3 Mrd. ĥ erwirtschaftet. Gäste- und Übernachtungszahlen sind in den letzten 

Jahren kontinuierlich angestiegen.  

Insgesamt bewegte sich die Wachstumsentwicklung in Thüringen in den letzten Jahren im Bundesdurchschnitt. In 

den Jahren von 2010 bis 2015 hat das Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen in Thüringen um 8 % zugenom-

men (Bundesdurchschnitt: 7,9 %).Im Jahr 2015 betrug das preisbereinigte Wirtschaftswachstum in Thüringen 1,1 % 

(Deutschland: 1,7 %). 

Mit dem Wirtschaftswachstum einher ging ein weiterer Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung auf 

knapp 787.300 im vierten Quartal des Jahres 2015. Am Jahresende 2005 lag dieser Wert bei gut 711.000. Die Zahl 

der Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Thüringen betrug am 31. Dezember 2015 knapp 1,043 Mio. Personen. Hier belief 

sich der Zuwachs gegenüber dem Jahresende 2005 auf rund 32.000 Personen. Die Arbeitslosenquote ging im Zeit-

raum von 2005 bis 2015 von 17,1 % auf jahresdurchschnittlich 7,4 % zurück und lag damit weiter deutlich unter dem 

ostdeutschen (9,2 %), aber auch immer noch spürbar über dem westdeutschen (5,7 %) Durchschnitt. Absolut sank 

die Zahl der Arbeitslosen in Thüringen in 2015 auf 85.212 (Jahresdurchschnitt). 
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Ausblick 

Die Thüringer Wirtschaft hat sich in vielerlei Hinsicht in den letzten Jahren gut entwickelt. Das ändert allerdings 

nichts daran, dass der Freistaat wie auch die anderen ostdeutschen Länder gemessen an gesamtwirtschaftlichen 

Kennzahlen wie dem Bruttoinlandsprodukt je Einwohner, dem Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen oder auch 

dem Lohn- und Gehaltsniveau im Vergleich zum westdeutschen Durchschnitt weiterhin einen erheblichen Rück-

stand aufweist und dieser Rückstand in den vergangenen Jahren kaum vermindert werden konnte. Die Steigerung 

von Wertschöpfung und Produktivität ist für die wirtschaftliche Zukunft Thüringens von zentraler Bedeutung. Sie ist 

insbesondere Voraussetzung für eine weitere Steigerung des Einkommensniveaus, die unerlässlich ist, damit die 

Thüringer Unternehmen zukünftig im zunehmend internationalen Wettbewerb um Fachkräfte bestehen können.  

Betrachtet man die strukturellen Herausforderungen, vor denen die Thüringer Wirtschaft in den nächsten Jahren 

steht, sind vor allem folgende Aspekte zu nennen: 

ǒ Kleinteilige Betriebsstruktur: In Thüringen lag der Beschäftigungsanteil der Thüringer Industrieunterneh-

men Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten in 2015 bei knapp 62 % und damit um rund 20 Pro-

zentpunkte über dem Bundesdurchschnitt. Großunternehmen, die in Thüringen ihren Sitz bzw. Leitungs-

funktionen und Forschungsaktivitäten angesiedelt haben, fehlen weitgehend. Kleine und mittlere Unter-

nehmen sind häufig sehr flexibel und können schnell auf sich verändernde Marktbedingungen reagieren. 

Dem stehen allerdings strukturbedingte Nachteile, wie z. B. höhere Produktionskosten, Probleme bei der 

Umsetzung eigener FuE-Vorhaben, der Erschließung neuer Märkte und bei der Gewinnung von Fachkräften  

sowie geringe Marktmacht sowohl auf der Einkaufs- als auch auf der Absatzseite gegenüber. Auch die zur 

Nutzung der Chancen der Digitalisierung erforderliche Anpassung von Geschäftsmodellen, Produktions-

technologien und -prozessen stellen KMU vor besondere Herausforderungen. 

ǒ Unterdurchschnittliche betriebliche FuE-Aktivitäten: Der Anteil der privaten FuE-Ausgaben am BIP liegt in 

Thüringen bei gut 1 % und ist damit nur etwas mehr als halb so groß wie im gesamtdeutschen Durch-

schnitt. Die öffentlichen FuE-Ausgaben sind hingegen mit ebenfalls gut 1 % des BIP im Bundesvergleich 

überdurchschnittlich. 

ǒ Geringe Präsenz auf Auslandsmärkten: Auch wenn sich viele Thüringer Unternehmen auch auf Auslands-

märkten etabliert haben liegt die durchschnittliche Exportquote um etwa ein Drittel unter dem westdeut-

schen Durchschnitt. 

ǒ Sektor- und Branchenstruktur: Der Wertschöpfungsanteil des Sektors der unternehmensnahen Dienstleis-

tungen ist nach wie vor deutlich geringer als im gesamtdeutschen Durchschnitt. In der Industrie hat die 

wenig wertschöpfungsintensive Herstellung von Vorleistungsgütern in Thüringen einen um etwa 30 % hö-

heren Anteil an der Gesamtproduktion als im Bundesdurchschnitt. 

ǒ Deckung des Fachkräftebedarfs: Schon heute haben Thüringer Unternehmen in einigen Bereichen Schwie-

rigkeiten, für die Unternehmensentwicklung benötigte Fachkräfte zu gewinnen. Im Jahr 2030 wird das Er-

werbspersonenpotenzial in Thüringen etwa um 30 % unter dem Niveau von 2010 liegen. Für einige Land-

kreise werden Rückgänge um mehr als 40 % vorhergesagt. 

 

Die Wirtschaftspolitik der Landeregierung knüpft gezielt an diesen strukturellen Herausforderungen an. Zentrale 

Ziele sind ein dynamisches, umweltverträgliches Wirtschaftswachstum und die Schaffung hochwertiger, gut bezahl-

ter Arbeitsplätze in Thüringen. Neben attraktiven Bedingungen für Ansiedlungen steht vor allem das Wachstum der 

in Thüringen ansässigen Unternehmen im Vordergrund. Wichtige Ansatzpunkte sind dabei die Stärkung der Innova-

tionskraft der Wirtschaft durch bedarfsgerechte Förderangebote und die enge Vernetzung zwischen Wirtschaft, 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die Ausweitung der Auslandsaktivitäten der Unternehmen sowie die 

Bildung, Vertiefung und Professionalisierung von Kooperationen, Cluster- und Netzwerkstrukturen. Ebenso von 

großer Bedeutung sind leistungsfähige Finanzierungsinstrumente zur Unterstützung von Gründungen und Wachs-

tumsprozessen sowie effektive Beratungsangebote zur Stärkung der Managementkompetenz. Ein weiterer wichtiger 

Punkt ist die Digitalisierung der Wirtschaft, die große Chancen bietet, aber vor allem KMU auch vor besondere Her-

ausforderungen stellt. Vor diesem Hintergrund hat insbesondere auch die Förderung des Ausbaus der Breitbandinf-

rastruktur hohe wirtschaftspolitische Priorität.  
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Weiter vorangetrieben wird auch der Prozess der Herausbildung eines spezifischen und sichtbaren Standortprofils. 

Die ±Nacekj]ha Bkno_dqjco- und Innovationsstrategie für intellicajpa Olave]heoeanqjc bÒn PdÒnejcaj NEO/¤ i]ngeanp 

als Technologie- und Bedarfsfelder, in denen der Freistaat besondere Spezialisierungsvorteile bzw. Entwicklungspo-

pajve]ha ]qbsaeop( `ea rean >anae_da ±Ej`qopneahha Lnoduktion qj` Ouopaia¤7 ±J]_dd]hpeca qj` ejpahhecajpa Ik^ehepçp 

qj` Hkceopeg¤7 ±Caoqj`ao Ha^aj qj` Caoqj`daeposenpo_d]bp¤ oksea ±J]_dd]hpeca Ajancea qj` Naookqn_ajransan-

`qjc¤* Dejvq gkiip `]o Mqano_djeppobah` ±Ejbkni]pekjo- und Kommunikationstechnologien, Kreativwirtschaft, 

@eajophaeopqjcaj¤( rkj `ai se_dpeca S]_dstumsimpulse auf die vier Spezialisierungsfelder ausgehen können. Die 

gemeinsam mit Vertretern aus Wirtschaft und Wissenschaft entwickelte Innovationsstrategie knüpft an den im Jahr 

2011 vorgelegten Trendatlas Thüringen 2020 an und setzt einen Rahmen für die Technologie- und Forschungsförde-

rung in Thüringen in der laufenden EU-Förderperiode, aber auch darüber hinaus. Die Umsetzung der Strategie er-

folgt wie die Erarbeitung über dafür implementierte Governance-Strukturen unter Einbindung der regionalen Akteu-

re.  

Die Fachkräfteperspektive Thüringen 2025, die im November 2013 veröffentlicht wurde, liefert eine Abschätzung des 

Arbeitskräftebedarfs in Thüringen bis zum Jahr 2025. Dieser wird demnach von zwei Entwicklungen bestimmt: Ei-

nerseits entsteht durch den Renteneintritt stark besetzter Jahrgänge ein teilweise sehr hoher Ersatzbedarf von ca. 

210.000 Arbeitskräften. Andererseits ist in wichtigen Bereichen der Thüringer Wirtschaft auch mit einem weiteren 

Beschäftigungsaufbau zu rechnen, der mit ca. 70.000 Arbeitskräften beziffert wird.  

Wie sich der Gesamtbedarf von 280.000 Arbeitskräften auf die einzelnen Branchen verteilt, verdeutlicht nachfolgen-

de Abbildung. 

 

Abb. 1:  Rechnerischer Saldo des Arbeitskräftebedarfs in den Wirtschaftsabschnitten Thüringens bis 2025 

 

Quelle: ZSH-Arbeitskräftebedarfsschätzung Thüringen 2025 auf Basis der Zahlen der Bundesagentur für Arbeit 2013 
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2 Staat und Verwaltung 
 

Wie in Kapitel 1.3 dargestellt, wird die Haushaltssituation des Landes in den kommenden Jahren von zurückgehen-

den Einnahmen geprägt sein. Daher werden die Anzahl der Mitarbeiter und der Umfang der Verwaltungsstrukturen 

absehbar nicht aufrechterhalten werden können. 

Neben dem Konsolidierungsdruck wirken sich aber auch die zurückgehenden Bevölkerungszahlen auf die Verwal-

tung aus. Das betrifft einerseits die Zahl der Bediensteten, andererseits aber auch die Organisation der Verwaltung. 

Hierbei muss jedoch auch weiterhin eine leistungsstarke Verwaltung gewährleistet sein, die als kompetente An-

sprechstelle für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen zur Verfügung steht. Sie soll an deren Bedürfnisse ange-

passt und in der Lage sein, neben den Aufgaben der Eingriffs- und Leistungsverwaltung auch den Daseinsvorsorge-

auftrag umfassend zu erfüllen. 

Um auf diese Herausforderungen wirksam reagieren zu können, haben sich die die Regierung tragenden Parteien 

DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in ihrem Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2014 die Durchführung 

einer umfassenden Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform zum Ziel gesetzt. Zugleich haben sie sich dazu 

verständigt, das bislang vereinbarte Stellenabbauziel beizubehalten. Langfristiges Ziel ist es, die Zahl der im Lan-

desdienst stehenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf das Niveau vergleichbarer deutscher Länder zu bringen. 

Um darüber hinaus die Qualität der Verwaltungsdienstleistungen zu sichern und zu verbessern, ist der Stellenabbau 

nur ein Baustein in einem Personalentwicklungskonzept. Gleichzeitig vereinbarten die Koalitionspartner, sowohl die 

ursprünglichen Vorschläge der Expertenkommission für die Reform der Landesverwaltung als auch die Umsetzung 

und Auswirkungen der bisherigen Stellenreduktion zu prüfen. 

 
 

2.1 Entwicklung der öffentlichen Verwaltung 
 

Beschreibung der Ausgangslage 

Die Thüringer Landesregierung hat bereits in den vergangenen Jahren Maßnahmen zur Verschlankung ihrer Verwal-

tung ergriffen und damit auf den Bevölkerungsrückgang und die Notwendigkeit sinkender Staatsausgaben reagiert. 

Neben den in Kapitel 2.2 beschriebenen personaltechnischen Herausforderungen wurden in den vergangenen Legis-

laturperioden bereits verwaltungsreformerische Aktivitäten entfaltet. So wurden Behörden und Gerichte zusammen-

gelegt und z.B. Aufgaben der Umwelt- und Sozialverwaltung kommunalisiert. Eine Zusammenfassung der Reform-

aktivitäten findet sich im Bericht der Expertenkomieooekj ±Bqjgpekj]h- qj` Ca^eaponabkni¤ rki /-*,-*.,-/ sea`an*  

 

Herausforderungen 

Um den oben beschriebenen Handlungsauftrag aus dem Koalitionsvertrag zu erfüllen, hat die Landesregierung die 

IMAG Stellenabbau/Aufgabenkritik auf Staatssekretärsebene unter gemeinsamer Leitung der TSK und des TFM 

etabliert, die sich einerseits mit den  Fragen der Fortführung des Stellenabbaus befasst und andererseits den Pro-

zess der ressortübergreifenden, aber auch dezentral durch die Ressorts durchzuführenden Aufgabenkritik koordi-

jeanp*¤ 

Die Aufgabenkritik ist ein wichtiges Modernisierungselement für die internen Verwaltungsabläufe sowie die nach 

außen gerichtete Aufgabenwahrnehmung, da sie sowohl die Prüfung des jeweiligen Aufgabenbestandes als auch der 

Art und Weise der staatlichen Aufgabenwahrnehmung umfasst. Staat und Verwaltung müssen sich den veränderten 

Rahmenbedingungen anpassen, um mittel- und langfristig leistungsfähig und finanzierbar zu bleiben. Bürgerinnen, 

Bürger und Unternehmen erwarten zu Recht eine leistungsfähige Verwaltung. Sie ist auch Standortfaktor im Wett-

bewerb um Unternehmen und Arbeitskräfte. Um diesen Erwartungen gerecht zu werden, muss mittels der im Leit-

bild ±Vqgqjbpobçdecao PdÒnejcaj¤ sowie der im Thüringer Gesetz über die Grundsätze von Funktional- und Verwal-

tungsreformen (ThürGFVG) festgeschriebenen Maßnahmen zur Verwaltungsreform die Verwaltung entsprechend 

weiterentwickelt und zukunftsfest gemacht werden. 



 

 19  

 

Handlungsansätze 

Damit Thüringen den zukünftigen Herausforderungen gewachsen ist, die aus den sich verschärfenden demografi-

schen und monetären Bedingungen resultieren, bedarf es einer Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform, bei 

welcher alle Bestandteile miteinander harmonisieren müssen. Ei Haep^eh` ±Vqgqjbpobçdecao PdÒnejcaj¤( `]o rki 

Kabinett am 22.12.2015 beschlossen wurde, sowie im ThürGFVG ist dazu festgehalten, dass im Reformbereich der 

Landesverwaltung folgende Punkte besonders beachtet werden müssen:  

  

- Moderne und effiziente Verwaltung, die den Bedürfnissen der Menschen und der Wirtschaft angepasst und 

in der Lage ist, den Daseinsvorsorgeauftrag umfassend zu erfüllen;   

- Fortschreibung des Personalentwicklungskonzepts/Stellenabbaus;   

- Prüfung des künftigen Aufbaus der Landesverwaltung (grundsätzlich zweistufiger Verwaltungsaufbau);   

- Einräumigkeit der Verwaltung;   

- Entbürokratisierung, Verwaltungsvereinfachung, Verfahrensbeschleunigung;   

- Verwaltungsmodernisierung, E-Government;   

- Länderübergreifende Zusammenarbeit;   

- Erhöhung der Transparenz des Verwaltungshandelns.  

Eine Verwaltungsreform muss neben dem Ziel der Effektivierung und Stärkung der Leistungskraft der Verwaltung 

zur Entwicklung zukunftsfester Strukturen führen, die es der Verwaltung ermöglichen, ihre Leistungen gerade im 

Bereich der Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die Wirtschaft effizient, bürgernah und bür-

gerfreundlich zu erbringen. Gleichzeitig muss eine moderne öffentliche Verwaltung in der Lage sein, attraktive Ar-

beitsplätze anzubieten, um auch in Zukunft ausreichend qualifizierte Fachkräfte anzuziehen. Positiver Nebeneffekt 

kann die Senkung von Verwaltungskosten sein. Dies kann erreicht werden, indem die Kernaufgaben der Verwaltung 

gestrafft, Verfahrensabläufe verkürzt und Doppelzuständigkeiten abgebaut werden.  

Dazu erfolgt eine an rechtlichen und organisatorischen Grundsätzen orientierte Überprüfung der von der Verwal-

tung wahrgenommenen Aufgaben im Hinblick auf deren Notwendigkeit nach Art, Maß und Aufwand sowie hinsicht-

lich der Organisationsform, des Personaleinsatzes und der Verfahren. 

Ziel der der Verwaltungsreform zugrundeliegenden Aufgabenkritik ist es, die Verwaltungsstruktur so zu gestalten, 

dass sie ihre notwendigen Leistungen effizient, wirkungsorientiert und zielgerichtet in der erforderlichen Qualität 

und Quantität gegenüber den Adressaten erbringen kann. Zu klären sind in diesem Kontext die Frage, wer welche 

Aufgabe im Verwaltungsgefüge wahrnimmt, als auch die Frage, mit welcher Intensität die Aufgaben in Zukunft 

wahrgenommen werden müssen. Diese Aufgabenkritik soll von den Ressorts eigenverantwortlich wahrgenommen 

werden.  

Ziel ist es, die Verwaltungsstruktur so zu gestalten, dass sie ihre notwendigen Leistungen effizient, wirkungsorien-

tiert und zielgerichtet in der erforderlichen Qualität und Quantität gegenüber den Adressaten erbringen kann. Zu 

klären sind in diesem Kontext die Frage, wer welche Aufgabe im Verwaltungsgefüge wahrnimmt, als auch die Frage, 

mit welcher Intensität die Aufgaben in Zukunft wahrgenommen werden müssen.  

Zudem zeichnet sich ab, dass die bisherige Aufgabenverteilung zwischen Land, Landkreisen und Gemeinden in der 

bisherigen Form nicht mehr zukunftsfähig sein kann. Regional bedeutsame Entscheidungen sollen unter Beachtung 

des Subsidiaritätsgrundsatzes verstärkt unter Beteiligung der örtlichen Akteure und damit zugleich unter Nutzung 

ihres Wissens getroffen werden, damit diese auf eine breite Akzeptanz stoßen. 

Ziel der anstehenden Funktionalreform ist daher eine umfassende Kommunalisierung staatlicher Aufgaben, um so 

die Gemeinden, kreisfreien Städte und Kreise nachhaltig zu stärken. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips sollen Auf-

gaben grundsätzlich möglichst orts- und adressatennah erledigt werden, sofern dies wirtschaftlicher ist. Soweit 

rechtlich möglich, fachlich vertretbar und bezüglich der Verteilung der politischen Verantwortung angemessen, soll 

daher die Aufgabenwahrnehmung auf der jeweils leistungsfähigen untersten Verwaltungsstufe erfolgen.  
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Hinsichtlich der Frage der Optimierung der Ablauforganisation liegen die Schwerpunkte auf der Entbürokratisie-

rung, der Verwaltungsvereinfachung und der Verfahrensbeschleunigung. Dabei sollen Rechtsvorschriften und inner-

organisatorische Regelungen bezüglich der Notwendigkeit und des bürokratischen Aufwands geprüft werden. Zu-

dem sind die Berechtigung und die Notwendigkeit des staatlichen Aufgaben- und Regelungsbestands regelmäßig 

einer Überprüfung zuzuführen. Um dies effektiv zu erreichen, sollen alle Stellen der Landes- und Kommunalverwal-

tung auf einen Abbau von Normen und Standards hinwirken. Deregulierungs- und Rechtsvereinfachungsmöglich-

keiten sollen ständig geprüft und ausgeschöpft werden. Jede neue Rechts- oder Verwaltungsvorschrift soll vor ihrem 

Erlass umfassend im Hinblick auf ihre Folgen geprüft werden. 

Überdies wird das Wissens- und Prozessmanagement eine immer wichtigere Rolle im Rahmen der Verwaltungsmo-

dernisierung spielen. Um drohende Wissenslücken, die ausscheidende Beschäftigte hinterlassen, zu vermeiden und 

Handlungs- und Gestaltungsspielräume zu erhalten, ist die konsequente Erhebung, Dokumentation und Nutzung 

des Wissens um Verwaltungsabläufe sowie deren Reorganisation, Gestaltung und kontinuierliche Verbesserung 

erforderlich. Dazu müssen die Verwaltungsprozesse auf Möglichkeiten zur Vereinfachung und Automatisierung 

untersucht werden. 

Innerhalb des Gesamtreformprozesses in Thüringen spielt die Verwaltungsmodernisierung unter besonderer Be-

rücksichtigung von E-Government eine wichtige Rolle. E-Government, d. h. der Einsatz von elektronischen Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien (IuK) beim Erbringen von Verwaltungsleistungen, ist daher eines der wich-

tigsten Handlungsfelder einer nachhaltigen Modernisierung der öffentlichen Verwaltung. 

Besonders für die kommunale Ebene spielt E-Government eine große Rolle. In den Gemeinden und Landkreisen 

gibt es eine Vielzahl von Verwaltungsverfahren, die Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen direkt betreffen. 

Große Chancen liegen hier in der Zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen sowie auch in der interkommu-

nalen Zusammenarbeit. Ziel sollte es sein, gemeinsame Entwicklungen auf den Weg zu bringen und Synergien zu 

nutzen. 

Im Rahmen der Erarbeitung eines umfassenden Personalentwicklungskonzeptes für den Thüringer Landesdienst 

(PEK 2025) wird auch die Rahmenleitlinie PERMANENT ª Personalmanagement für Thüringen ª vom 16. Dezember 

2003 überarbeitet werden. 

Überdies erwarten die Bürgerinnen und Bürger des Freistaats von einer modernen Verwaltung, dass sie ihre Anlie-

gen und Anträge zentral an die öffentlichen Verwaltungen herantragen können (z. B. in sog. Bürgerservicebüros). 

Ziel der Landesregierung ist es daher, öffentliche Leistungen, die in der Regel am Sitz der Gemeindeverwaltung 

angeboten werden sowie öffentliche Leistungen, die in der Regel von den Kreisverwaltungen und auch von staatli-

chen Stellen angeboten werden, einerseits unter Beachtung der kommunalen Selbstverwaltung und andererseits in 

vertret- und realisierbarem Rahmen in Bürgerservicebüros flächendeckend zu erbringen. Mit dem Instrument des 

sog. Bürgerservicebüros kann ein wesentlicher Beitrag geleistet werden, um unter den Bedingungen des demografi-

schen Wandels und der finanziellen Rahmenbedingungen seitens der Verwaltung gleichwertige Lebensverhältnisse 

im ländlichen Raum zu gewährleisten. 

Ferner stellt sich bei geeigneten Aufgaben auch die Frage, ob bei Sicherung der Qualität eine länderübergreifende 

Zusammenarbeit wirtschaftliche Vorteile mit sich bringt.  

Vor diesem Hintergrund ist in Betracht zu ziehen, die länderübergreifende Zusammenarbeit auszubauen. 

 

Erreichtes 

Die Anpassung der Verwaltungsstrukturen an die demografische Entwicklung stellt eine Daueraufgabe dar, die eine 

kontinuierliche Überprüfung und Anpassung der Strukturen erfordert. In diesem Zusammenhang wurden verschie-

dene weitere strukturelle Maßnahmen ergriffen. Zu nennen sind u. a. die Reduzierung der Staatlichen Schulämter, 

die Auflösung des Landesamtes sowie des Staatlichen Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen sowie die 

Errichtung einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts zur Wahrnehmung der Aufgaben der Landesforstver-

waltung. Überdies wurde das Landesamt für Verbraucherschutz geschaffen und die Anzahl der Arbeitsgerichte re-

duziert. 

Einen zentralen Ansatz verfolgt die Thüringer Strategie für E-Government und IT. Mit der Verabschiedung der Stra-

tegie im Jahr 2014 wurde ein Richtungswechsel begonnen.  
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Nachdem bisher jedes Ressort seine IT quasi selbst gesteuert hat, liegt der Schwerpunkt nunmehr auf der Verein-

heitlichung und Zentralisierung der IT der Landesverwaltung. Letztlich geht es darum, die Kräfte zu bündeln und 

Synergieeffekte zu erzielen. In diesem Rahmen soll in den nächsten Jahren u.a. das Thüringer Landesrechenzentrum 

zum zentralen IT-Dienstleister für die Landesverwaltung ausgebaut werden.  

Auch im Bereich der zentralen Steuerung von E-Government und der IT der Landesverwaltung hat sich einiges ge-

tan. Im Jahr 2015 wurden im Rahmen der Umsetzung der Landesstrategie für E-Government und IT neue Steue-

rungsmechanismen eingeführt, durch die strategische Entscheidungen künftig schneller und gezielter als bisher 

getroffen und umgesetzt werden können. Außerdem wurde für die strategische Zusammenarbeit zwischen dem 

Land und dem kommunalen Bereich Anfang 2016 der Beirat Kommunales E-Government eingerichtet. Dieser soll 

künftig darüber beraten, wie die Kommunen bei der Bereitstellung von digitalen Verwaltungsleistungen unterstützt 

werden können und den Grundstein für gemeinsame Maßnahmen legen.  

Bereits jetzt stellt das Land den Thüringer Kommunen wichtige E-Government-(Basis)Komponenten zentral zur 

Verfügung. Hierzu zählen insbesondere der Zuständigkeitsfinder Thüringen (ZuFi), der Thüringer Formularservice 

(ThüForm) und das Thüringer Antragssystem für Verwaltungsleistungen (ThAVEL). Diese werden ª gemessen an 

den strategischen Zielsetzungen ª kontinuierlich weiter ausgebaut und verbessert.  
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2.2 Personal der öffentlichen Verwaltung 
 

Ausgangslage 

Einen erheblichen Anteil am Landeshaushalt stellen mit rund 2,7 Mrd. ĥ die Personalausgaben dar. Die Begrenzung 

der Ausgaben für das Personal ist daher ein wichtiger Schlüssel zur Haushaltskonsolidierung. Eine tragfähige öffent-

liche Ausgabenstruktur ist langfristig nur zu sichern, wenn auch die Ausgaben für das Personal als großer steuerba-

rer Ausgabenblock sich nach der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes bemessen. 

Von dieser Entwicklung wird auch die Personalstruktur der öffentlichen Haushalte betroffen sein. Die Veränderung 

der Altersstruktur der Bevölkerung, d. h. ein steigender Anteil älterer und alter Menschen an der Gesamtbevölke-

rung, führt zu einer veränderten Nachfrage bzw. Inanspruchnahme von öffentlichen Leistungen. So sind z. B. im 

Bildungsbereich die stärksten Altersstruktureffekte zu erwarten.  

Die Thüringer Landesregierung hat bereits in den vergangenen Jahren auf den Bevölkerungsrückgang und die Not-

wendigkeit sinkender Staatsausgaben reagiert und Maßnahmen zur Verschlankung ihrer Verwaltung ergriffen. Im 

Jahr 2000 waren im öffentlichen Landesdienst Thüringen insgesamt 130.180 Beschäftigte tätig (inklusive Kernhaus-

halte, Sonderrechnungen3 und Einrichtungen in öffentliche-rechtlicher Rechtsform4 des Landes und der Kommu-

nen), davon beim Land 76.940 Beschäftigte (Kernhaushalte und Sonderrechnungen mit kaufmännischem Rech-

nungswesen).  

Um den Personalbestand dem vergleichbarer Länder anzugleichen, beschloss die Landesregierung im Jahr 2000 mit 

dem Personalentwicklungskonzept (PEK) den Abbau von 8.900 Stellen. Darauf aufbauend wurde im Jahr 2005 das 

Strategiekonzept für den Stellenabbau in der Thüringer Landesverwaltung (SSL) beschlossen, das den Abbau von 

7.400 Stellen vorsah. Mit dem auf den vorherigen Konzepten aufsetzenden Stellenabbaukonzept 2020 (SAK 2020) 

beschloss die Landesregierung im Jahr 2011 den Abbau von insgesamt 8.635 Planstellen und Stellen in der Thürin-

ger Landesverwaltung bzw. die Einsparung eines entsprechenden monetären Gegenwertes. Dieser Stellenabbau 

wurde als erster Schritt angesehen, um das durchschnittliche Ausgabenniveau vergleichbarer Flächenländer West zu 

erreichen. Aufgrund des Wegfalls aller Sonderfinanzzuweisungen zur Haushaltsfinanzierung bis zum Jahr 2020 

kann Thüringen dann zumindest mit einer Normalfinanzierungsausstattung je Einwohner rechnen, die bestenfalls 

dem Durchschnitt der Flächenländer West entsprechen wird. 

Im Jahr 20155 waren im öffentlichen Landesdienst Thüringen (Kernhaushalt, Sonderrechnungen und Einrichtungen 

in öffentlich-rechtlicher Rechtsform des Landes und der Kommunen) 100.810 Personen beschäftigt. Die Zahl der 

Beschäftigten beim Land (Kernhaushalt und Sonderrechnungen) lag bei 60.070. 

 

                                                 
3  Als Sonderrechnungen werden hierbei alle aus den Kernhaushalten ausgegliederten rechtlich unselbständigen Einrichtungen  

und Unternehmen mit kaufmännischem Rechnungswesen, z. B. Eigenbetriebe sowie Krankenhäuser bezeichnet. Zu den Sonderrech-
nungen des Landes gehören ab 2008 auch die Hochschulen, die ihre Haushaltsmittel im flexibilisierten Haushaltsvollzug gemäß dem 
§ 4 ThürHhG 2016/2017 bewirtschaften. 

4  Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform sind rechtlich selbständige Körperschaften, Anstalten und öffentlich- 
rechtliche Stiftungen sowie Zweckverbände, die unter der Rechtsaufsicht des Landes bez. der Gemeinden und Gemeindeverbände ste-
hen. 

5  Erhebung des Personals im öffentlichen Dienst zum 30.06.2015. Aus Gründen der Geheimhaltung werden alle Einzelzahlen  
einem statistischen Rundungsverfahren unterzogen. 
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Abb. 2:  Personal des öffentlichen Dienstes nach Bereichen  

 

Quelle: TLS 2017 

 

Die Landesregierung und die sie tragenden Parteien sind sich einig, das bislang vereinbarte Stellenabbauziel beizu-

behalten, aber sowohl die ursprünglichen Vorschläge der Expertenkommission für die Reform der Landesverwaltung 

als auch die Umsetzung und Auswirkungen der bisherigen Stellenreduktion zu prüfen. Gemäß dem Koalitionsver-

trag vom November 2014 ist die Zahl der im Landesdienst stehenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf das 

Niveau vergleichbarer deutscher Länder zu bringen. Die Landesregierung wird daher im Ergebnis der Weiterentwick-

lung des Stellenabbaukonzeptes den ab dem Haushalt 2012 begonnenen Abbau von zunächst 9.035 Stellen und 

Planstellen im Landesdienst fortführen bzw. durch Rückführung von Zuschüssen für Personalausgaben einen ent-

sprechenden monetären Gegenwert einsparen. Darüber hinaus wird über eine Fortentwicklung des Stellenabbau-

konzepts mit der im Koalitionsvertrag genannten Zielsetzung mit den Ressorts weiterverhandelt. Hierbei werden die 

Bevölkerungsentwicklung aber auch die sich ändernden Anforderungen an die öffentliche Verwaltung berücksichtigt 

werden.  

Im Rahmen der bereits in Ziffer 2.1 genannten IMAG Stellenabbau/Aufgabenkritik werden die Fortführung des bis-

herigen Stellenabbaupfades überprüft und alternative Vorschläge zum Stellenabbau, zur Begrenzung des Anstiegs 

der Personalausgaben oder zu anderen ausgabesenkenden Maßnahmen erarbeitet. 

In diesem Zusammenhang wurde festgestellt, dass das im SAK 2020 festgelegte Ziel bis zum Jahr 2020 voraus-

sichtlich jedoch nicht erreicht werden kann. Im Ergebnis erfolgt daher eine Fortschreibung des bisherigen SAK 2020 

hin zu einem PAK 2025, in dem das verbleibende Stellenabbauziel in Höhe von 5.377 Stellen für die Jahre 2017 bis 

2025 unter Beibehaltung der bisherigen Systematik des SAK 2020 festgelegt wird. 

Ebenso muss auch die Altersstruktur der Beschäftigten betrachtet werden. In diesem Zusammenhang ist entschei-

dend, dass sich die Zahl der Nachwuchskräfte verringert und das Durchschnittsalter der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter beständig steigt. Daher ist es wichtig, im Rahmen der Notwendigkeit des Stellen- und Personalabbaus eine 

ausgewogene Altersstruktur im Landesdienst zu sichern. 
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Anhand der folgenden Darstellungen der Altersstruktur der insgesamt 100.810 Beschäftigten des öffentlichen Lan-

desdienstes Thüringen sind die künftigen Probleme erkennbar. So waren gemäß den Erhebungen des Thüringer 

Landesamtes für Statistik von den 100.810 Beschäftigten des Landesbereiches (Kernhaushalt, Sonderrechnungen 

und Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform) und des kommunalen Bereiches (Kernhaushalt, Sonder-

rechnungen und Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform) im Jahr 2015 insgesamt 52.090 Männer und 

Frauen 50 Jahre oder älter. Dies entspricht einem Anteil von 51,7 %. 

 

Abb. 3:  Beschäftigte des Landesbereiches und des kommunalen Bereiches in Thüringen nach Alter und Geschlecht am 

30.06.2015 

 

Quelle: TLS 2017  

 

Auch bei einer separaten Betrachtung der Beschäftigten beim Land (Kernhaushalte und Sonderrechnungen mit 

kaufmännischem Rechnungswesen) gelangt man zu ähnlichen Ergebnissen. Dort waren zum Stichtag 30.06.2015 

bereits ca. 51,2 % der Bediensteten 50 Jahre und älter. 
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Abb. 4:  Beschäftigte des Landes (Kernhaushalt und Sonderrechnungen) nach Alter und Geschlecht am 30.06.2015 

 

Quelle: TLS 2017 

 

Aus diesen Altersstrukturen ergeben sich in den kommenden Jahren verstärkte Verrentungs- bzw. Pensionierungs-

wellen. 

Daraus folgt für die öffentliche Verwaltung insgesamt, dass einerseits ein großer Anteil von Erfahrungen der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter entfallen wird und die Gruppe der ab 55-Jährigen künftig einen wesentlichen Teil der 

Beschäftigten bilden wird. 

Die folgenden Übersichten verdeutlichen die Alterssituation für die Bereiche der Beamten und Angestellten. 
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Abb. 5:  Beamte des Landesbereichs am 30.06.2015 nach Alters- und Laufbahngruppen 

 

Quelle: TLS 2017 

 

Abb. 6:  Arbeitnehmer des Landesbereichs am 30.06.2015 nach Alter und Einstufung 

 

Quelle: TLS 2017 
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Bei den Beamtinnen und Beamten im höheren Dienst sind 37,84 % über 55 Jahre und älter und 41,20 % zwischen 45 

und 55 Jahre. Insgesamt werden somit über 79,04 % dieser in den nächsten 20 Jahren die Verwaltung verlassen. Im 

gleichen Bereich sind es bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 47,40 %. 

Im gehobenen Dienst sind 33,31 % der Beamtinnen und Beamten und 38,71 % Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer über 55 Jahre und älter. Zwischen 45 und 55 Jahre liegen die Zahlen bei 39,38 % und 31,75 % in den jeweils glei-

chen Gruppen. Insgesamt werden hier in den nächsten 20 Jahren 72,69 % Beamtinnen und Beamte und 70,46 % 

der angestellten Beschäftigten ausscheiden. 

Herausforderungen 

Eine konsequente Personalbedarfsplanung, verbunden mit der notwendigen Aufgabenkonsolidierung, ist erforder-

lich, um die genannten Probleme lösen und geeignete Maßnahmen ergreifen zu können. Neben dem Erhalt der 

Motivation und Leistungsfähigkeit des vorhandenen Personals ist künftig ein strategisches Personalmanagement 

erforderlich. Anhand der Personalstruktur können die Unterschiede in den einzelnen Bereichen, Beschäftigtengrup-

pen, Verwaltungs- und Hierarchieebenen dargestellt werden. Bestehende Defizite und Besonderheiten werden er-

kennbar und Handlungsbedarf kann deutlich gemacht werden. Eine frühzeitige Beachtung und Reaktion auf die 

demografischen Entwicklungen ist somit möglich. Die Personalpolitik wird sich zunehmend auf die erhöhte Anzahl 

der älteren Beschäftigten einstellen müssen, denn die Leistungsfähigkeit der Verwaltung wird zunehmend von die-

ser Beschäftigtengruppe abhängen. Veränderungen hin zu einem altersorientierten Führungsverhalten werden er-

forderlich sein, wobei die Kräfte und Energien der älteren Beschäftigten zu stärken sowie deren Potenziale und ihr 

Erfahrungswissen zu nutzen sind. 

Es muss aber auch dafür Sorge getragen werden, dass in Zukunft ausreichend qualifiziertes (Nachwuchs-) Personal 

zur Verfügung steht, um die anstehenden Aufgaben bewältigen zu können. Das Werben von Nachwuchskräften wird 

künftig durch sinkende Schulabgangszahlen und steigenden Nachwuchsbedarf der privaten Wirtschaft geprägt sein. 

So muss die Verwaltung sich künftig verstärkt öffentlichkeitswirksam um Nachwuchskräfte bemühen und hierbei 

auf die Vorteile einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst verweisen: sichere Arbeitsplätze, Aufstiegsmöglichkeiten, 

Familienfreundlichkeit und Arbeitszeitflexibilität. Auch mögliche Übernahmen und Verwendungsmöglichkeiten sind 

rechtzeitig aufzuzeigen. Hierbei sind alle Medien, auch das Internet, zu nutzen. 

Dennoch werden der demografische Wandel und die Nachfrage nach speziellen Fachkenntnissen auf dem Arbeits-

markt dazu führen, dass die Verwaltung nicht in allen Bereichen die erforderlichen Spezialisten selbst zur Verfügung 

hat bzw. bereitstellen kann. Auch hier sind geänderte Herangehensweisen erforderlich. 

 

Handlungsansätze 

Das in der Verwaltung vorhandene Wissen, die speziellen Kenntnisse und Erfahrungen von ausscheidenden Be-

schäftigten, sind unbedingt zu erhalten und für jüngere bzw. neu eingestellte Beschäftigte nutzbar zu machen. Es 

bieten sich hierbei verschiedene Möglichkeiten an. Einerseits kann das vorhandene Wissen visualisiert und festge-

halten werden. Andererseits kann durch die Bildung spezieller Teams zwischen jüngeren und älteren Beschäftigten 

rechtzeitig vor dem Ausscheiden von Spezialisten das Wissen weitergegeben werden. Gleichzeitig kann auf diese Art 

und Weise eine Wertschätzung gegenüber den Älteren erfolgen. Eine Vermeidung von Effizienzlücken und der Erhalt 

von Handlungs- und Gestaltungsspielräumen sind auf diese Weise möglich. 

Daneben ist auch die Motivation aller Beschäftigten zum lebenslangen Lernen durch geeignete Schulungen oder 

Angebote zu fördern. Hier bieten sich verschiedene Möglichkeiten an. Neben den bestehenden Weiterbildungsan-

geboten können auch verstärkt Programme zum E-Learning am Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt werden. Lebens-

langes Lernen und Weiterbildung sind in einer Zeit des beschleunigten technischen und sozialen Wandels eine 

Voraussetzung für eine dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit. Dies wird vor allem im Hinblick auf die Verlängerung 

der Lebensarbeitszeit noch größere Bedeutung erlangen. Die Fortbildung der älteren Beschäftigten ist daher auf die 

wahrgenommenen Aufgaben und auch im Hinblick auf die Fortentwicklung der Verwaltung (Technisierung, Rechts-

änderungen) auszurichten.   

Schulungsveranstaltungen zur Auffrischung schon einmal erworbener Lerninhalte sind regelmäßig durchzuführen. 

Speziell für neue Lerngebiete ist verstärkt eine anwendungsorientierte Wissensvermittlung zu nutzen.  
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Damit bei den älteren Beschäftigten die Lernfähigkeit, ihre Kompetenzen, das strategische Denken und der souve-

räne Umgang mit komplizierten Situationen lange erhalten bleiben, ist das Arbeitsumfeld alternsgerecht anzupas-

sen. Körperliche Belastungen sollten analysiert und wo möglich abgebaut werden. 

Neben der alternsgerechten Gestaltung der Arbeit sowie der Arbeitsorganisation erfordert die demografische Ent-

wicklung ein Gesundheitsmanagement. Körperliche und geistige Gesundheit und Wohlbefinden sind als Grundlage 

für den Erhalt der Arbeits- und Leistungsfähigkeit anzusehen. Denn durch die Verringerung des Personals auf der 

einen Seite und die Erhöhung des Anteils der älteren Beschäftigten auf der anderen Seite ist zunehmend mit einer 

erhöhten Arbeits- und Stressbelastung zu rechnen. Durch eine Vielzahl regelmäßiger, vor allem präventiver Maß-

nahmen können alle Beschäftigten motiviert werden, bewusst mit Stress und Arbeitsbelastungen umzugehen und 

sich eigenverantwortlich mit diesen Faktoren, aber auch mit ihrer Gesundheit insgesamt auseinander zu setzen. Die 

Führungskräfte müssen für das Erkennen gesundheitlicher Probleme sensibilisiert werden. Als Instrumente des 

Gesundheitsmanagements sind regelmäßige Bewertungen der Arbeitssituation und des Arbeitsumfeldes sowie ggf. 

eine Änderung des Arbeitsumfeldes, regelmäßige Untersuchungen, Gesundheitsworkshops sowie Stressmanage-

ment und auch Sportgruppen in den Behörden anzusehen. Die genannten Maßnahmen können dabei Bestandteil 

der strategischen Personalentwicklung in der Landesverwaltung werden. 

Unter Beachtung der von der Verwaltung zu erbringenden Leistung muss das vorhandene Personal strategisch rich-

tig eingesetzt und der Bedarf für Personalentwicklung identifiziert werden. Auf der Grundlage eines effektiven und 

effizienten Personaleinsatzes, insbesondere unter Beachtung der demografischen Entwicklung, kann sich die Ver-

waltung zusätzlichen Handlungsspielraum für ein strategisches Personalmanagement schaffen. 
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3 Landes-, regionale und kommunale Entwicklung 
 

 

3.1 Landesentwicklung in Thüringen 
 

3.1.1 Landes- und Regionalplanung 
 

Ausgangslage 

Die Rahmenbedingungen für die Landesentwicklung in Thüringen unterliegen ständigen Wandlungsprozessen. 

Entsprechend verändern sich die aktuellen und zukünftigen Herausforderungen für die Landesentwicklungspolitik. 

So fand im Rahmen der Neuaufstellung des Landesentwicklungsprogramms Thüringen 2025 eine umfangreiche 

Neubewertung aktueller Entwicklungen, wie z. B. der Energiewende, und mittel- bis langfristiger Entwicklungen, wie 

z. B. des demografischen Wandels, des Klimawandels oder Globalisierungsprozessen, statt. Das LEP 2025 wurde 

am 5. Juli 2014 mit der Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft gesetzt (GVBl. S. 205). Damit 

fand ein umfangreiches, sehr weitgehendes Aufstellungs- und Beteiligungsverfahren seinen Abschluss.  

Mit dem Inkrafttreten des LEP 2025 besteht für die Regionalen Planungsgemeinschaften Thüringens als Träger der 

Regionalplanung die Aufgabe zur Anpassung der Regionalpläne an die geänderten Vorgaben des Landesentwick-

lungsprogramms. Gemäß § 5 Abs. 6 ThürLPlG müssen sie diese Anpassung spätestens neun Monate nach Inkraft-

treten des LEP 2025 förmlich einleiten sowie innerhalb von drei Jahren nach Einleitung des Änderungsverfahrens 

den Regionalplan der obersten Landesplanungsbehörde zur Genehmigung vorlegen. 

 

Herausforderungen 

Aus Perspektive der Thüringer Landesentwicklungspolitik sind für folgende zentrale Herausforderungen fortlaufend 

politische und fachliche Lösungen zu entwickeln:  

 

ǒ Sicherung der Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des demografischen Wandels, 

ǒ Sicherung der Standortgunst Thüringens im internationalen Wettbewerb, 

ǒ Gewährleistung einer zukunftsfähigen Mobilität, 

ǒ Ausbau erneuerbarer Energien und Gestaltung der Energiewende, 

ǒ Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel, 

ǒ Begrenzung der baulichen Freirauminanspruchnahme. 

 

Der Umgang mit den Folgen des demografischen Wandels ist dabei seit langem ein wichtiges Thema der Landes-

entwicklungspolitik in Thüringen. Gerade hier zeigt sich die räumliche Dimension eines allgemeinen gesellschaftli-

chen Veränderungsprozesses, der u. a zur Abnahme und Alterung der Bevölkerung aber auch vielfältigeren Lebens-

stilen führt. Bei einer räumlich differenzierten Teilraumbetrachtung wird deutlich, dass es noch bis weit in die Zu-

kunft eine Gleichzeitigkeit von wachsenden und schrumpfenden Regionen geben wird, oft räumlich nah beieinander 

liegend. Die Alterung der Bevölkerung trifft alle Regionen, aber in unterschiedlichem Ausmaß. Zentrale Bereiche mit 

bereits erheblichen Auswirkungen sind u. a. der Wohnungsmarkt, Bildungsangebote, Kinderbetreuung, das Ge-

sundheitswesen, der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), die technische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 

und der Kulturbereich. 

Ein grundlegendes Ziel der Landesentwicklungspolitik in Thüringen ist es daher, auch unter sich ändernden Rah-

menbedingungen gleichwertige Lebensverhältnisse zu erhalten. Die Qualität der Lebensverhältnisse ergibt sich in 

der Summe aus der teilräumlichen Ausprägung der wirtschaftlichen Situation, der Wohlstandsverteilung, der sozia-

len und technischen Infrastrukturversorgung, den Wohnungsmarktverhältnissen, der Erreichbarkeits- und Mobili-

tätslage sowie der allgemeinen Umweltsituation eines Teilraumes.  
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In jedem dieser Punkte können die jeweiligen Lebensverhältnisse vor Ort deutlich unterschiedlich ausgeformt sein 

und nicht jeder Aspekt lässt sich mit Instrumenten der Raumordnung regeln. Allerdings übernimmt die räumliche 

Planung hierbei die überfachliche und überörtliche Koordinierungsrolle und leistet so einen wesentlichen Beitrag 

zum Erhalt gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

 

Handlungsansätze 

Mit dem LEP 2025 werden die individuellen Stärken der unterschiedlichen Teilräume Thüringens gezielt aufgegrif-

fen, um die vorhandenen Defizite und Disparitäten auszugleichen. Die bisherige räumliche Gliederung Thüringens 

ej ±Hçj`he_dan N]qi¤ qj` ±Ran`e_dpqjcon]qi¤ sen` `qn_d `ebbanajveanpana qj` `aj nçqihe_daj Caca^ajdaepaj 

angepasste Raumstrukturtypen ersetzt (vgl. Karte 1). Methodisch wurde ein Indikatorenset aus Demografie, Wirt-

schaft und Erreichbarkeit aufbereitet, regionale Differenzierungen erarbeitet und die daraus gewonnenen Erkennt-

nisse als räumliche Einheiten abgebildet. Die Raumstrukturgruppen und insbesondere die Raumstrukturtypen er-

möglichen eine an den besonderen Merkmalen der Teilräume orientierte Entwicklung mit besonderem Augenmerk 

auf die jeweiligen Potenziale und Hemmnisse. Mit ihren jeweiligen Stärken und Schwächen geben die Raumstruk-

turtypen den Orientierungsrahmen für künftige Entscheidungen und Festlegungen der Landes- und Regionalent-

wicklung vor. 

 

Karte 1:  Raumstrukturgruppen und «typen 

 
Quelle: LEP 2025 

 

 

Thüringen hat aufgrund seiner langen historischen Entwicklung ein Netz von Städten, wie es in dieser gleichmäßi-

gen Verteilung in keinem anderen Land der Bundesrepublik zu finden ist. Mit Ausnahme der Oberzentren Erfurt, 

Jena und Gera ist Thüringen ein auffällig homogen besiedeltes Land der Klein- und Mittelstädte. Durch ein dichtes 

Netz von Mittelzentren als Ankerpunkte und Impulsgeber besteht die Möglichkeit, vielfältige Funktionen der Da-

seinsvorsorge in angemessener Erreichbarkeit aus allen Landesteilen anbieten zu können.  
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Die Zentralen Orte sind daher auch das strategische Herzstück der räumlichen Landesentwicklung. Unter den Be-

dingungen des demografischen Wandels ist es für die zukünftige Landesentwicklung entscheidend, dass die Funkti-

onalität der Zentralen Orte erhalten und, wenn nötig, weiteren gesellschaftlichen Rahmenbedingungen angepasst 

wird.  

Mit dem LEP 2025 werden mittelzentrale Funktionsräume, also neue überörtliche funktionale Einheiten eingeführt 

(vgl. Karte 2). Bei ihnen handelt es sich aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung um geeignete Kooperati-

onsräume im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft zwischen Ober- oder Mittelzentrum und dem funktional 

verflochtenen Umland. Die mittelzentralen Funktionsräume sollen das Grundraster als räumliches Bezugssystem 

für vielfältige Anwendungsfälle bilden, insbesondere für die eng mit den Mittelzentren verbundene Sicherung der 

Daseinsvorsorge, für die Ankerfunktion sowie als Impulsgeber für die die Mittelzentren umgebenden Gemeinden. 

 

Karte 2:  Mittelzentrale Funktionsräume 

 
Quelle: LEP 2025 

 

Im Bereich der Siedlungsflächenentwicklung stärkt das LEP 2025 die qualitative Entwicklung vorhandener und erhal-

tenswerter Siedlungsstrukturen. Siedlungserneuerung im Bestand hat dabei den Vorrang vor einer Siedlungserwei-

terung im Freiraum. So stehen beispielsweise eine Vielzahl von Konversions- und Brachflächen zur Verfügung, de-

ren Nachnutzung Ansatzpunkte für eine zukunftsfähige Siedlungsentwicklung bietet. Räumlich angepasste Entwick-

lungsstrategien sollen einen Mix aus Ansätzen zur Minimierung der negativen Folgen und Ansätzen zur nachhalti-

gen Steuerung zusätzlicher Flächenangebote darstellen. 

Eine Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform muss die Stärkung der Zentralen Orte sowie der Stadt-Umland-

Beziehungen als integralen Bestandteil enthalten. Daher sind bei kommunalen Neugliederungsmaßnahmen die 

mittelzentralen Funktionsräume aus dem LEP 2025 sowie die Grundversorgungsbereiche aus den Regionalplänen in 

der Regel zu berücksichtigen.  
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Jede neu gegliederte Gemeinde sollte zudem so strukturiert sein, dass Sie die raumordnerische Funktion eines 

Zentralen Ortes übernehmen kann. Für eine Lösung von Stadt-Umland-Problemen kommen in diesem Zusammen-

hang vorrangig eine Nutzung der Möglichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit sowie Eingemeindungen in 

die höherstufigen Zentralen Orte in Betracht. 

Um Angebote und Maßnahmen der sozialen Infrastruktur zielgenau aufeinander abzustimmen und bedarfsgerecht 

vorzuhalten, bedarf es Informationen und Erkenntnisse über die Lebenslagen der Bevölkerung. In den meisten Thü-

ringer Landkreisen und kreisfreien Städten werden Fachplanungen in den Bereichen der Jugend- und Altenhilfe 

durchgeführt, mancherorts auch als Bildungsplanung oder auch als Planung für Menschen mit Behinderungen. Eine 

über Fachgrenzen hinaus wirkende abgestimmte Planung ist in Thüringen jedoch noch rar. Daher ist eine verstärkte 

Zusammenarbeit der mit Sozialplanung befassten Institutionen auf Landes- und kommunaler Ebene mit denen der 

Landesplanung erforderlich bzw. notwendig. Der Bund schlägt deshalb vor, auf Länderebene Transferstellen zu 

schaffen. Die Transferstellen sollen zum einen die Aufgabe übernehmen, den Informations- und Erfahrungsaus-

tausch sowie die Qualifizierung der beteiligten Akteure voranzubringen und die Kommunen bei der Bewältigung der 

sozialen Herausforderungen zu unterstützen. Zum anderen sollen die Transferstellen auch die Verantwortlichen in 

den Landesministerien dabei unterstützen, in anderen Häusern ressortübergreifende Schnittstellen für eine ge-

meinsame quartiersbezogene Arbeit zu identifizieren, die für eine Kooperation mit den Nachbarressorts in Frage 

kämen. 

 

Erreichtes 

Mit dem Inkrafttreten des LEP 2025 wurden wesentliche der o. g. Handlungsansätze verbindlich. Es besteht nun für 

die Regionalen Planungsgemeinschaften Thüringens als Träger der Regionalplanung die Aufgabe, die Regionalpläne 

an die geänderten Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms anzupassen. Die wesentlichen Schritte hierzu 

wurden im Jahr 2015 eingeleitet. So haben alle Regionalen Planungsgemeinschaften Aufstellungsbeschlüsse gefasst, 

das Änderungsverfahren und damit die Fortschreibung der vier Thüringer Regionalpläne eingeleitet. 

 

Offene Fragen 

Die Strategien des LEP 2025 zur Anpassung an die veränderten Rahmenbedingungen bauen auf den Erfahrungen 

und Umsetzungen der vorangegangenen Landesentwicklungspläne auf. Trotz des großen Erkenntnisschatzes sowie 

der neuen Prognosen zur wirtschaftlichen und demografischen Entwicklung können nicht alle Entwicklungen, insbe-

sondere kurzfristige wie z. B. im Energiebereich, vorausgesehen werden. Deshalb ist eine Anpassung der Landes-

planung an Veränderungen unter Nutzung eines Monitoringsystems geplant. 
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3.1.2 Wachstumsinitiativen in Thüringen 
 

Ausgangslage 

Besondere Aufmerksamkeit widmete die Landesregierung bereits im LEP 2004 den auocaseaoajaj ±Nçqiaj iep 

^aokj`anaj Ajpse_ghqjco]qbc]^aj¤* @eaoa Nçqia seaoaj aeja ^aokj`ana Opnqgpqno_dsç_da qj` aeja qjcÒjopeca 

demografische Entwicklung auf. Es handelte sich dabei um den Raum um den Kyffhäuser und das Altenburger Land. 

Aufgrund der ungünstigen Entwicklung dieser Thüringer Teilräume wurden für diese Räume individuell abgestimm-

te regionale Wachstumsinitiativen initiiert und bereits zahlreiche Projekte umgesetzt. 

 

Herausforderungen 

Die Identifizierung der Raumstrukturgruppen und -typen im LEP 2025 erfolgte auf der Basis demografischer und 

wirtschaftlicher Indikatoren sowie der Erreichbarkeit. Im Ergebnis wurden drei Raumstrukturgruppen definiert: 

¶ Räume mit günstigen Entwicklungsvoraussetzungen, 

¶ Räume mit ausgeglichenen Entwicklungspotenzialen, 

¶ Räume mit besonderen Entwicklungsaufgaben. 

 

Vqoçpvhe_d vq `aj ^anaepo ]qocaseaoajaj ±Nçqiaj iep ^aokj`anaj Ajpse_ghqjco]qbc]^aj¤ $Raum um den Kyffhäu-

ser, Altenburger Land) wurde der Raum Mittlerer Thüringer Wald/Hohes Thüringer Schiefergebirge in diese Raum-

strukturgruppe aufgenommen (vgl. Karte 1, Kap. 3.1.1). 

 

Handlungsansätze 

@an Ajpse_ghqjc `an ±Nçqia iep ^aokj`anaj Ajpse_ghqjco]qbc]^aj¤ sen` ]q_d ei HAL .,.1 aeja dkda Lneknepçp 

beigemessen. Raumbedeutsame Bewältigungs- und Anpassungsmaßnahmen in diesen Räumen sollen auf die je-

weilige Betroffenheit ausgerichtet und durch Wachstumsinitiativen unterstützt werden.  

 

Erreichtes 

Im Jahr 2007 wurde die Region Südharz/Kyffhäuser (Landkreis Mansfeld-Südharz und Kyffhäuserkreis) durch das 

Bundesministerium für Rangadn( >]q qj` Op]`pajpse_ghqjc $>IR>O% bÒn `]o Ik`ahhrknd]^aj ±@aikcn]beo_dan 

Wandel - Vqgqjbpocaop]hpqjc `an @]oaejorknoknca ej hçj`he_daj Nacekjaj¤ ]qocasçdhp* Veah s]n ao( ejjkr]pera qj` 

nachhaltige Angebote für die künftige Daseinsvorsorge zu entwickeln und die wirtschaftlichen Existenzgrundlagen 

sowie die Lebensbedingungen der Menschen in der Modellregion zu stärken. Die Länder Sachsen-Anhalt und Thü-

ringen sowie die o. g. Landkreise verpflichteten sich im Januar 2008, das Modellvorhaben durch Maßnahmen auf 

Länderebene zu flankieren. 

In Fortführung/Vertiefung der Projekte des Modellvorhabens sowie einer Beschleunigung bereits begonnener Vor-

d]^aj ejepeeanpa `]o H]j` ei F]dn .,,4 `ea ±S]_dopqioejepe]pera Gubbdçqoan¤* @]^ae sqn`aj saepana Lnkfagpa aejce-

bracht, die aus Sicht des Landkreises von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung sind. Aufbauend auf den Erfahrun-

caj `an Qioapvqjc `an ±S]_dopqioejepe]pera Gubbdçqoan¤ sqn`a bÒn `aj H]j`gnaeo =hpaj^qncan H]j` ei F]dn .,-, 

ebenfalls eine Wachstumsinitiative ins Leben gerufen.  

Zur Umsetzung der Projekte der Initiativen wurden vorhandene Förderprogramme aus verschiedenen Ressorts 

genutzt. Den Projekten wurde jeweils eine hohe Priorität sowie bei Bewilligungen die höchstmögliche Förderquote 

zugeordnet bzw. sofern möglich, der grundsätzlich erforderliche Mitleistungsanteil reduziert. 

 
Ejocao]ip sqn`aj ei N]diaj `an S]_dopqioejepe]pera ±=hpaj^qncan H]j`¤ ron 2010 bis Ende 2015 110 (Teil-) 
Maßnahmen mit einem Projektvolumen von rund 63,2 Mio. ĥ qj` ei N]diaj `an S]_dopqioejepe]pera ±Gubbdçuoan¤ 
von 2008 bis Ende 2015 49 Maßnahmen mit einem Projektvolumen von rund 58 Mio. ĥ auf den Weg gebracht.  
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Durch den gezielten Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur ist es gelungen, positive Impulse für die Entwicklung 

des Arbeitsmarktes zu setzen. Die Arbeitslosenquote im Landkreis Altenburger Land liegt mit 10,4 % und im Kyff-

häuserkreis mit 10,8 % (Jahresdurchschnitt 2015) noch immer über der Quote Thüringens (7,4 % im Jahresdurch-

schnitt 2015). Allerdings hat sich der Abstand seit dem Jahr 2009 verringert. Die durchschnittliche Arbeitslosenquo-

te ist im Landkreis Altenburger Land (- 5,4 %) und im Kyffhäuserkreis (- 5,6 %) stärker zurückgegangen als im glei-

chen Zeitraum in Thüringen insgesamt (- 4,0 %).  

Gegenüber dem Basisjahr 2009 ist es gelungen, die Zahl der Fortzüge gegenüber der Zahl der Zuzüge zu reduzie-

ren. Zogen im Jahr 2009 noch 2.550 Personen aus dem Landkreis Altenburger Land, sind es im Jahr 2015 nur noch 

2.441 Personen. Dem gegenüber ist ein Gewinn bei den Zuzügen zu verzeichnen. Im Jahr 2009 zogen 1.678 Perso-

nen in den Landkreis Altenburger Land. Im Jahr 2015 waren es bereits 2.831 Personen. Somit ändert sich der Trend 

von  einem Wanderungsverlust von 872 Personen in 2009 auf einen Wanderungsgewinn von 390 Personen in 2015. 

Aus dem Kyffhäuserkreis zogen 2009 noch 2.125 Personen, im Jahr 2015 nur noch 1987 Personen. Hinzu kommt ein 

deutlicher Gewinn bei den Zuzügen. Im Jahr 2009 zogen 1.538 Personen in den Kyffhäuserkreis. Im Jahr 2015 waren 

es  2.579 Personen. Seit dem  Jahr 2014 ziehen  seit langer Zeit wieder mehr Menschen in den Kyffhäuserkreis, als 

wegziehen. Damit zeichnet sich eine positive Entwicklung ab, die auch mit Hilfe der Wachstumsinitiative erreicht 

werden konnte. 

 

Offene Fragen 

Aufgrund der sich ändernden demografischen, wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen muss geklärt 

san`aj( sea `ea ±Nçqia iep ^aokj`anaj Ajpse_ghqjco]qbc]^aj¤ ]q_d vqgÒjbpec `qn_d `ea H]j`aonaceanqjc vqn 

Erreichung gleichwertiger Lebensverhältnisse unterstützt werden können. Darüber hinaus muss aber auch eine 

gezielte Förderung der anderen Raumstrukturgruppen mit ihren individuellen Handlungsbedarfen sichergestellt 

werden. 
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3.2 Kommunale Strukturen 

 

Ausgangslage 

Zum Zeitpunkt der Wiedergründung des Landes war Thüringen durch eine Vielzahl kleiner und kleinster kommuna-

ler Strukturen geprägt. Am 3. Oktober 1990 gab es in Thüringen 35 Landkreise, fünf kreisfreie Städte sowie mehr als 

1.700 Gemeinden, von denen ca. 1.300 weniger als 1.000 Einwohner und ca. 900 weniger als 500 Einwohner hatten. 

Die bisherigen Strukturreformen im Freistaat Thüringen dienten insbesondere dem Ziel der Verbesserung der Leis-

tungs- und Verwaltungskraft der Kommunen insgesamt. Die Gebietsreform wurde in mehreren Stufen durchgeführt. 

 

Karte 3:  Kreisstrukturen Thüringens 1990 und 2015 

 

Quelle: TIM 2011 








































































































































































































































